Eine statistische Analyse von 1996-2013 by Eichhorn, Kristin
Kristin Eichhorn
Determinanten von Reautokratisierungen. 





statistische Analyse von 1996 – 2013.
Arbeitspapiere
des Osteuropa-Instituts der Freien Universität Berlin
ARBEITSCHWERPUNKT POLITIK
Das Osteuropa-Institut der Freien Universität beschäftigt sich als multidisziplinäres regionalwis-
senschaftliches Zentralinstitut in Forschung und Lehre mit dem Wandel in den Räumen Ost-, Ost-
mittel- und Südosteuropas.
Mit der Reihe „Arbeitspapiere des Osteuropa-Instituts: Arbeitsschwerpunkt Politik“ stellt der 
Arbeitsschwerpunkt Politik aktuelle Ergebnisse aus seiner Arbeit der Öffentlichkeit zur Verfügung.
Die Arbeitspapiere erscheinen in unregelmäßiger Folge. Einzelne Papiere können gegen eine 
Schutzgebühr bezogen werden bei:









Tel.: +49 30 838 54058
                            52075
Fax: +49 30 838 53616

Arbeitspapiere des Osteuropa-Instituts





Reautokratisierungen. Eine statistische 
Analyse von 1996 – 2013.
©2016 by Kristin Eichhorn




ISSN 1434 – 419X
Kristin Eichhorn: Determinanten von Reautokratisierungen 1
Abstract
Während sich die politikwissenschaftliche Forschung im Rahmen des Transitionsparadigmas lange 
Zeit auf die Erforschung der Herstellung und Konsolidierung von Demokratien fokussierte, zeigte 
sich in den vergangenen Jahren eine wachsende Debatte um den Zusammenbruch demokrati-
scher Regime. In der vorliegenden Masterarbeit werden diese Zusammenbrüche als Reautokrati-
sierungen konzeptualisiert und der Effekt sozio-ökonomischer und politisch-institutioneller Bedin-
gungsfaktoren untersucht. Hierfür wird auf Basis einer minimalistischen Demokratiekonzeption 
eine Operationalisierung von Reautokratisierungen vorgenommen. Diese werden für den Zeitraum 
1996 bis 2013 in einer logistischen Regressionsanalyse untersucht. Hierbei zeigen sich signifikante 
Effekte für die wirtschaftlichen Wachstumsraten sowie die Governanceleistung.
Abstract
In the framework of the transition paradigm, research in the political sciences during the past two 
decades focused mainly on democratization and consolidation. However, in recent years a growing 
debate concerning the decline of democracy has emerged. In this thesis, the collapse of democratic 
regimes will be considered reautocratizations and the impact of socio-economic and politic-institu-
tional conditions investigated. Applying a minimalist conception of democracy, reautocratizations 
will be operationalized and analyzed in the timeframe from 1996 to 2013 using logistic regression. 
Significant effects for economical growth rates and governance performance are found. .l
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1. Einleitung
In der vergleichenden Politikwissenschaft werden unter dem Oberbegriff Transformation Regime-
wechsel von autokratischen zu demokratischen Herrschaftsformen als Transition bezeichnet.1 Ein 
entsprechender Begriff zur Beschreibung von gegenläufigen Entwicklungen, also Regimewech-
seln mit dem Ergebnis Autokratie, fehlt. 
Grundlage dieser terminologischen Aussparung ist der nach 1989 einsetzende Demokratieoptimis-
mus.2 Die seit 1974 anhaltende dritte Welle der Demokratisierungen erreichte ihren Höhepunkt mit 
dem Zusammenbruch der kommunistischen Regime Osteuropas. Infolgedessen trat durch die Auf-
hebung des weltpolitischen Systemkonfliktes das vermeintliche Ende der Geschichte ein. Das nun 
anbrechende Zeitalter sollte ein liberal-demokratisches werden.3 Betont wurde dieses Verständ-
nis von Regimewechseln im Transitionsparadigma. Während zunächst in der Forschung der Aus-
gang einer Transformation offen gesehen wurde, verlagerte sich nach 1989 der Fokus zunehmend 
auf die Erforschung von Regimewechseln mit dem Ergebnis Demokratie sowie die Voraussetzun-
gen demokratischer Konsolidierungen.4 Dass der Zusammenbruch eines autokratischen Regimes 
eine Transition zur Folge habe, wurde zur umfassenden Grundannahme des Transitionsparadigma: 
“Five core assumptions define the transition paradigm. The first, which is an umbrel-
la for all the others, is that any country moving away from dictatorial rule can be con-
sidered a country in transition toward democracy.”5 
Bedenkt man aber, dass nicht-demokratische Herrschaftsformen in den vergangenen Jahrhunder-
ten die eigentliche Norm waren, so ist diese deterministische Grundannahme verwunderlich.6 Ge-
rade im Entstehen begriffene Demokratien sind destabilisierenden Gefahren ausgesetzt. Zu diesen 
Gefahren zählen unter anderem Wahlgewinne anti-demokratischer Parteien, ethnische Heteroge-
nität, instabile Parteiensysteme oder geringe Effizienz der Regierung. Besonders im Zusammen-
hang des Zusammenbruchs des Ostblocks wurde außerdem eine Rückkehr kommunistischer Re-
gime befürchtet.7 
Inzwischen erfuhr das Transitionsparadigma Kritik. Auf der theoretischen Ebene sei zu berück-
sichtigen, dass die Art eines Systems nicht ausschlaggebend für dessen Stabilität sei.8 Aus empi-
1 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 358.
2 Verweise auf diesen Demokratieoptimismus finden sich in einer Vielzahl von Quellen. Dieser wird beispielsweise 
beschrieben als „exessive optimism“ (Levitsky und Way 2015: 48) oder „tide of euphoria“ (Huntington 1996: 3). 
3 Vgl. Fukuyama 1992: 84f.
4 Vgl. Ambrosio 2010: 375f.; Erdmann 2011: 7; Albrecht und Frankenberger 2010: 45.
5 Carothers 2002: 6. Hervorhebungen im Original. 
6 Vgl. Köllner und Kailitz 2013: 1.
7 Vgl. Merkel 2010b: 20; Puddington 2008: 2; Huntington 1996: 7f.  
8 Vgl. Huntington 1993; Lauth und Wagner 2006: 29. 
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rischer Sicht blieben die rückläufigen Entwicklungen nach den ersten beiden Wellen der Demo-
kratisierung unberücksichtigt: 
„History unfolds in a dialectic fashion. Any substantial movement in one direction 
tends eventually to lose its momentum and to generate countervailing forces. Each 
of the first two waves of democratization was followed by a reverse wave in which 
some but not all of the new democracies reverted to authoritarianism. There are in-
dications that a new reverse wave may be gathering which could lead to the erosion 
of some third-wave gains.”9
Ob eine Gegenwelle zur dritten Welle der Demokratisierung eingetreten, oder gar bereits eine 
vierte angebrochen ist, bleibt weiterhin umstritten. Auf der einen Seite wird argumentiert, dass 
es bisher keine statistisch haltbaren Daten für diese Gegenwelle gäbe10 oder es sich um eine Sta-
bilisierung der bisherigen Lage handle11. 
Andererseits wird eine Rückkehr der Geschichte diagnostiziert. Wegweisend hierfür sind die Ver-
öffentlichungen von Robert Kagan. In seinem Buch „Die Demokratie und ihre Feinde“ erörterte er 
bereits 2008 das Erstarken der autokratischen Großmächte an den Beispielen China und Russland: 
“Die Macht und Robustheit dieser Autokratien werden das internationale System tief 
prägen. Zwar steht der Welt keine neue ideologische Auseinandersetzung der Art be-
vor, wie sie den Kalten Krieg beherrschte, doch wird die neue Ära auch keine Epoche 
universeller Werte sein, sondern eine Zeit wachsender Spannungen […]”12
Ferner werden der Verlust demokratischer Qualität, Hybridisierungen13 und zunehmende Tenden-
zen kompletter Systemwechsel14 wahrgenommen. Obwohl autokratische Regime und Diktaturen 
im Rahmen der Autoritarismusforschung während der 1970er Jahre untersucht wurden, rückten 
sie aufgrund des Demokratieoptimismus in den Hintergrund. Der Fokus lag insbesondere auf den 
Bedingungen für die Herstellung und Konsolidierung neuer Demokratien. Erst durch die uner-
wartete Stabilität autokratischer Regime, den Eintritt der sogenannten Farbrevolutionen und die 
Entstehung sogenannter Grauzonenregime wird ein leichter Aufschwung der Autoritarismusfor-
schung verzeichnet.15
9 Huntington 1996: 5.
10 Vgl. Deudney und Ikenberry 2009; Merkel 2010a.
11 Vgl. Merkel 2010b :23; Schmitter 2015; Levitsky und Way 2015; Kailitz 2009: 438.
12 Kagan 2008: 64. 
13 Vgl. Puddington 2008; Erdmann 2011; Ambrosio 2010.
14 Vgl. Gat 2007; Maeda 2010; Ambrosio 2010; Diamond 2015, 2008; Albrecht und Frankenberger 2010: 39.
15 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 177; Timm 2010: 96; Albrecht und Frankenberger 2010: 40.
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Ausgangspunkt der Betrachtung der autokratischen Regime bleiben trotzdem Demokratien als Re-
ferenzkategorie. Eigene autokratische Funktionscharakteristika und Institutionen sind kaum etab-
liert, sondern werden in Abgrenzung zu Demokratie beschrieben.16 Geradezu symptomatisch für 
diesen Demokratieoptimismus ist die 2013 erschiene Sonderausgabe der Zeitschrift Democratiz-
ation. Unter dem Titel „Comparing autocracies: Theoretical issues and empirical analyses” wurde 
versucht, die neue Autoritarismusforschung darzustellen. Bezeichnend ist, dass Schwerpunkte der 
Betrachtung auf der Klassifikation der Regierungssysteme in autokratischen Regimen, Institutio-
nen sowie dem Zusammenbruch autokratischer Regime lagen.17 Die Entstehung von Autokratien 
blieb weitgehend unbeachtet. 
Jedoch sind sowohl in neu entstehenden als auch in bestehenden Demokratien Regimewechsel 
mit dem Ergebnis Autokratie aufgetreten. Obwohl eine Anzahl von Ländern in einem abgesteck-
ten Zeitraum der Demokratisierungswelle gemeinsame Impulse zur Demokratisierung erhielten, 
bleibt nur ein Teil dieser Länder auch langfristig demokratisch. Die Gegenwellen sind zwar im Um-
fang kleiner als die Wellen der Demokratisierung, aber empirisch nachweisbar.18 Im Rahmen der 
Annahme des Transitionsparadigmas, bleiben die unterschiedliche Lebenszeit der Demokratien 
und die Bedingungsfaktoren für Systemwechsel von demokratischen zu autokratischen Systemen 
häufig ungeklärt oder werden als Ausnahme betrachtet. Dies ist im Hinblick auf die dargestellte 
Kritik am Transitionsparadigma zu hinterfragen. 
In der vorliegenden Masterarbeit werden die Transformationen von demokratischen zu autokra-
tischen Herrschaftsformen als Reautokratisierungen definiert und deren Bedingungsfaktoren un-
tersucht. Warum kommt es in einigen Ländern zu Reautokratisierungen und in anderen nicht? 
Das Transitionsparadigma war wegweisend in der Gestaltung der externen Demokratieförderung.19 
Die Relevanz der Fragestellung erschließt sich somit aus der erläuterten Kritik des Transitionspa-
radigmas. Ein einseitiger Fokus auf das Ergebnis Demokratie birgt die Gefahr, dass solchermaßen 
informierte politische Maßnahmen nur auf die Schaffung von Demokratie abzielen, nicht aber de-
ren dauerhafte Stabilität. Als Zusammenführung der Frage nach einer möglichen Gegenwelle so-
wie der Relevanz der Untersuchung von Reautokratisierungen argumentieren Levitsky und Way 
wie folgt: 
16 Diese einseitige und teilweise normativ begründete Neigung wird in der Wissenschaft als democracy bias be-
schrieben. Vgl. u.a. Kailitz 2009; Bank 2010.
17 Vgl. Köllner und Kailitz 2013.
18 Vgl. Huntington 1996: 5; Kopecky 2008: 702.
19 Vgl. Kapstein und Converse 2008b: 66; Carothers 2002: 18. 
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“Arguably, then, the real story of the last decade is not democracy’s ‘meltdown,’ but 
rather its resilience in the face of a darkening geopolitical landscape. This resilience 
merits further study. Understanding its sources may help democracy advocates to 
prepare for the day when the wolf of authoritarian resurgence does, in fact, arrive.”20 
Zur Beantwortung der Forschungsfrage wird zunächst eine theoriegeleitete Konzeptspezifikation 
von Reautokratisierungen vorgenommen (Kapitel 2) und der aktuelle Forschungsstand beleuchtet 
(Kapitel 2.3). Daraufhin werden Theorien zur Erklärung von Systemwechseln vorgestellt (Kapitel 3). 
Hierbei liegt der Fokus auf sozio-ökonomischen und politisch-institutionellen Erklärungsansätzen. 
Auf Basis dieser theoriegeleiteten Vorüberlegungen werden in einem quantitativ-empirischen For-
schungsdesign Hypothesen zur Beantwortung der Frage formuliert (Kapitel 4). Getestet werden 
diese Hypothesen anhand einer logistischen Regressionsanalyse für den Zeitraum 1996 bis 2013 
in 1.382 Länderjahren (102 Ländern). Ausgenommen werden Länder, in denen Reautokratisierun-
gen nicht eintreten können. Hinzukommend können aufgrund unzureichender Daten Länder mit 
weniger als einer Million Einwohner nicht berücksichtigt werden. Grundlage der statistischen Un-
tersuchung ist ein eigens hierfür erstellter Datensatz mit 1.382 Länderjahren, von denen 32 als Re-
autokratisierung gewertet werden.21 In Kapitel 4.3 wird eine deskriptive Betrachtung des Daten-
satzes vorgenommen sowie die anzuwendende Methode der logistischen Regression vorgestellt. 
Darauf aufbauend werden die Regressionsmodelle und deren Ergebnisse schrittweise betrachtet 
(Kapitel 5). Ferner werden Sonderfälle herausgefiltert und analysiert und offene Frage adressiert.
20 Levitsky und Way 2015: 57.
21 Die Länderjahre des Datensatzes entstammen aus 102 Ländern, wobei hier nicht ein Land als Fall gewertet wird, 
sondern das entsprechende Länderjahr. 
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2.  Konzeptspezifikation von Reautokratisierungen
Ausgangspunkt der Untersuchung ist die Messung von Reautokratisierungen. Diese werden als 
Transformation von demokratischen zu autokratischen Regimen22 verstanden. Diese Kurzdefiniti-
on ist der Operationalisierung allerdings nicht dienlich. Sie legt nicht offen, wann eine Demokratie 
endet, beziehungsweise eine Autokratie (wieder) hergestellt wurde. Die Operationalisierung von 
Reautokratisierungen erfordert daher zunächst eine klare Konzeptspezifikation dessen, was un-
ter den jeweiligen Regimetypen verstanden wird. Erst darauf aufbauend können Indikatoren fest-
gelegt und eine Messung vorgenommen werden. Die Kurzdefinition öffnet somit das Spektrum 
einer fundamentalen politikwissenschaftlichen Debatte zur Reichweite von Demokratiekonzep-
ten, der Grenzziehung zwischen Demokratie und Autokratie sowie der adäquaten Messung dieser. 
Regimetypen als Untersuchungsobjekt sind sozial konstruiert.23 Die Hervorhebung oder Vernach-
lässigung charakteristischer, messbarer Merkmale hängt also davon ab, welche der subjektiven 
Vorstellung  der Untersuchende vom Untersuchungsobjekte hat. Sie stellt gleichzeitig eine Grat-
wanderung zwischen ausreichender Reduktion der Komplexität der Realität und übermäßigen 
Vereinfachungen dar.24 Im Folgenden werden zunächst Theorien zur Unterscheidung der Regim-
etypen und deren Messung vorgestellt. Darauf aufbauend wird eine Definition von Reautokrati-
sierungen vorgenommen. 
An die Konzeptspezifikation und die daraus geschlossene Operationalisierung werden drei grund-
legende Anforderungen gestellt. Erstens sollen sie objektiv sein. Die Ergebnisse sollen unabhängig 
von der messenden Person sein. Insbesondere im Falle sozial konstruierter Untersuchungseinhei-
ten stellt dies eine Schwierigkeit dar, da die subjektive Vorstellung der relevanten Eigenschaften 
des Untersuchungsobjektes eine große Rolle spielt. Zweitens, soll der Indikator reliabel sein. Eine 
wiederholte Messung eines unveränderten Untersuchungsobjekts soll gleichbleibende Ergebnis-
se erzeugen. Drittens, sollen die Ergebnisse valide sein, also wirklich das Untersuchungsobjekt Re-
autokratisierung messen und nicht nur Teile davon oder eventuelle Randerscheinungen.25
22 In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff Regime synonym mit dem Begriff Herrschaftsform verwendet und 
meint die Struktur des Herrschaftszuganges in ein einem politischen System. Regimetypen, wie Demokratien und 
Autokratien, verweisen auf eine systematische Unterscheidung dieser. Vgl. Lauth und Wagner 2006: 25.
23 Vgl. Albrecht und Frankenberger 2010: 49; Casper und Tufis 2003: 196.
24 Vgl. Köhler und Warkotsch 2010: 71.
25 Vgl. Diekmann 2009:249–261.
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2.1 Die Trias der Regimetypen
Die Typologie der Regime geht auf die doppelte Trias von Aristoteles zurück. Anhand eines mo-
ralischen und eines numerischen Kriteriums unterschied er bereits in der Antike sechs typische 
Formen der Herrschaft. Hierbei wurden Demokratien als entartete Herrschaftsform klassifiziert.26 
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts hat sich als Schwerpunkt die Unterscheidung von Demokratie 
und Autokratie herausgebildet, wobei nun Demokratien als gemeinwohlorientierte Herrschaftsfor-
men galten. Hierbei wurden alle nicht-demokratischen Regime als autokratisch definiert.27 Durch 
die Entstehung faschistischer und stalinistischer Regime schien diese Unterteilung zunehmend 
unzureichend. Um den speziellen Charakter dieser neuartigen Regime gerecht zu werden, wur-
de die Typologie um die Kategorie Totalitarismus erweitert.28 Die Konzeptspezifizierung der tota-
litären Regime wurde anhand einer Vielzahl von detaillierten Kriterienkatalogen vorgenommen. 
Gemeinsam ist ihnen die zentrale Bedeutung der ideologischen Untermauerung der Herrschaft.29 
Gegenüber dieser engen Definition des Totalitarismus ist die Kategorie der Autokratien sehr weit 
gefasst. Es wird eine Vielzahl verschiedener Ausprägungen der Herrschaftsformen in einer Kate-
gorie verbunden. Hierdurch kommt es zu einem Ungleichgewicht zwischen autokratischen und 
totalitären Systemen.30 
Indessen zeigt sich, dass die Dreiteilung aus empirischer Sicht unzweckmäßig ist. Die Kategorie der 
totalitären Staaten stellt empirisch eine Ausnahme dar. Historisch wurden hierzu Hitlerdeutsch-
land und die Sowjetunion unter Stalin gezählt. Aktuell betrifft es allenfalls Nordkorea. Diskutiert 
wird die Berücksichtigung Kambodschas unter den Roten Khmer und Irans unter Khomeini.31 Die 
absolute Mehrheit der Fälle gilt also als autokratisches oder demokratisches Regime.
Mit Blick auf diese Kritikpunkte sowie das Forschungsinteresse erscheint die Dreiteilung der Regi-
me zur Untersuchung von Reautokratisierungen nicht zielführend. Dementsprechend wird in An-
lehnung an Merkel Totalitarismus als Subtyp autokratischer Systeme verstanden32 und fließt im 
Folgenden nicht gesondert in die Betrachtung ein. 
26 Vgl. Aristoteles 1989: 168; Schmidt 2010: 27; Lauth und Wagner 2006: 26; Gandhi 2004: 1; Merkel 2010c: 21.
27 Vgl. Kelsen in Merkel 2010c: 40.
28 Vgl. Croissant 2007: 106. 
29 Vgl. Kailitz 2009: 442.
30 Vgl. Kailitz 2009:  443; Albrecht und Frankenberger 2010: 47; Hadenius und Teorell 2006: 1; Lauth 2010: 106.
31 Vgl. Lauth 2010: 104; Hartmann 2015: 111.
32 Vgl. Merkel 2010c: 40.
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2.2 Unterscheidung von Demokratie und Autokratie
In der Unterscheidung von Demokratien und Autokratien werden zwei grundlegende Sichtweisen 
unterschieden: das Verständnis eines Kontinuums sowie das Verständnis als Dichotomie. 
2.2.1 Dichotomie
Die Grundannahme der dichotomen Unterscheidung von Demokratie und Autokratie lautet, dass 
eine klare Trennlinie zwischen den Regimetypen gezogen werden kann. Das Vorhandensein ei-
ner Demokratie oder Autokratie wird als Entscheidungsfrage gestellt. Die hierauf aufbauenden 
Messinstrumente sind somit üblicherweise dem niedrigsten Skalenniveau der Nominalskala zu-
zuordnen.33 
Eine Abstufung zwischen den Typen ist in dieser Konzeption nicht möglich. Unabhängig davon 
können aber innerhalb der Regimetypen Subtypen gebildet werden.34 Beispiel hierfür wäre eine 
Spezifikation in Bezug auf die Funktionsweise des demokratischen Regierungssystems als parla-
mentarische oder präsidentielle Demokratie. Diese Attribute stellen kein Ranking innerhalb des 
Typus Demokratie dar und sind auch keine Veränderung des grundlegenden Konzeptes des Re-
gimetyps.35
Basis der dichotomen Unterscheidungsweise ist ein minimalistisches Verständnis der Demokratie, 
welche durch die Methode der Auswahl der Machthaber definiert wird.36 In den klassischen The-
orien wurde Demokratie in Verbindung mit dem Erreichen des Gemeinwohls betrachtet. Schum-
peter, als grundlegender Theoretiker des minimalistischen Demokratieverständnisses, sieht im Ge-
meinwohl eine Problematik, da unklar bleibt wer Gemeinwohl definiert und wie dieses gemessen 
werden kann.37 Ferner ist Gemeinwohl ein Ergebnis. Dieses sei nicht mit dem institutionellen Ar-
rangement des Regimetypen gleichzusetzten: 
“Democracy is a political method, that is to say, a certain type of institutional arrange-
ment for arriving at political – legislative and administrative – decisions and hence 
incapable of being an end in itself, irrespective of what decisions it will produce un-
der given historical conditions.”38
33 Vgl. Collier und Adcock 1999: 538.
34 Vgl. Cheibub et al. 2010b: 79
35 Vgl. Albrecht und Frankenberger 2010: 41.
36 Vgl. Schmidt 2010: 184.
37 Vgl. Schumpeter 1950: 250.
38 Schumpeter 1950:242. Hervorhebung im Original. 
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Zentral für das minimalistische Demokratieverständnis ist Schumpeters vielfach rezipierte Defini-
tion der Demokratie als Methode: 
„The democratic method is that institutional arrangement for arriving at political de-
cisions in which individuals acquire the power to decide by means of a competitive 
struggle for the people’s vote.”39
Die Durchführung von Wahlen ist die definierende Eigenschaft von Demokratien. Macht wird durch 
einen kompetitiven Kampf um Wählerstimmen, der mit einem wirtschaftlichen Wettbewerb ver-
gleichbar ist, erlangt.40 Weiterführende definierende Ansprüche an demokratische Wahlen wer-
den unter dem Begriff contestation41 zusammengefasst:
“We define democracy as a regime in which governmental offices are filled as a con-
sequence of contested elections. Only if the opposition is allowed to compete, win, 
and assume office is a regime democratic. […] Contestation, in turn, entails three fea-
tures: 1) ex ante uncertainty, 2) ex post irreversibility, and 3) repeatability.”42
Sofern Wahlen abgehalten werden, die nicht den Kriterien der Ergebnisoffenheit, Verbindlichkeit 
und Wiederholbarkeit gerecht werden, gelten diese Regime als autokratisch.43 Aufgrund des Fo-
kus auf die Institution der Wahl werden die so konzeptualisierten Demokratien auch als Wahlde-
mokratie bezeichnet.44
Reizvoll an der Definition ist die klare Grenzziehung zwischen Demokratien und Autokratien.45 In 
der Operationalisierung werden nur wenige Indikatoren herangezogen. Hervorzuheben ist die Re-
produzierbarkeit und Objektivität in dieser Messart. Wahlen finden stets unter großer Beobach-
tung statt und werden durch internationale Organisationen, wie die Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, überprüft. Die Berichte zu Wahlen sind offen zugänglich und in 
großer Zahl vorhanden.46
Als Nachteil dieser Konzeptspezifikation wird die zu starke Reduktion der Realität gewertet. Die 
Konzeptualisierung sei zu schemenhaft und vermag nicht die politische Realität abseits von Wah-
39 Schumpeter 1950: 269. Vgl. u. a. Schmidt 2010: 184; Munck 2014; Huntington 1993: 6.
40 Vgl. Schumpeter 1950: 271.
41 Englisch für Anfechtung. Mangels einer treffenden Übersetzung werden im deutschen Diskurs die Ansprüche als 
Attribute formuliert: Es geht um freie, kompetitive und faire Wahlen. Mit unterschiedlichen Schwerpunkten fin-
den sich diese Ansprüche an demokratische Wahlen beispielsweise bei Gandhi (2004: 10), Heller (2000: 487) und 
Morlino (2008: 42).
42 Cheibub et al. 1996: 49.
43 Vgl. Kailitz 2013: 450; Armony und Schamis 2005: 114; Diamond 2008: 38.
44 Vgl. Kopecky 2008: 700.
45 Vgl. Collier und Adcock 1999: 560. 
46 Vgl. Cheibub et al. 2010b: 71; Calaminus 2007: 93.
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len ausreichend einzubeziehen. Zudem ist der Anspruch dieser theoretischen Einteilung von Regi-
men, alle empirischen Fälle eindeutig zuordnen zu können. Allerdings können in der Realität auch 
Fälle auftreten, welche nicht klar zugeordnet werden können. Dies zeigt sich insbesondere in der 
Debatte um Grauzonenregime und sogenannte hybride Regime.47 Der Grund hierfür sei, dass De-
mokratie selbst ein kontinuierliches Konzept ist, welches in der dichotomen Messung Abweichun-
gen verursacht.48 Aus Sicht der Kritiker wird somit der Anspruch der Validität verletzt. 
Verwendet wird eine dichotome Unterscheidung beispielsweise in der Messung des Democracy-Dic-
tatorship Index (DD). Ein Regime wird als demokratisch gewertet, sofern es folgende Minimalkrite-
rien erfüllt: Sowohl der Regierungschef als auch die Legislative werden durch das Volk in Wahlen 
mit mehr als einer Partei gewählt. Hinzukommend liegt mindestens ein Regierungswechsel unter 
gleichbleibenden Wahlmechanismen vor. Dieses letzte Minimalkriterium erzeugt Schwierigkeiten 
in der klaren Zuordnung. Zwei Szenarien sind vorstellbar, die eine Bestätigung des Kriteriums und 
somit die Zuordnung zur Demokratie verhindern. Einerseits wäre es möglich, dass ein demokrati-
scher Machthaber aufgrund hoher Popularität wiederholt gewählt wird und es zu keinem Macht-
wechsel kommt. Ob der Machthaber zurücktreten würde im Falle eines anderen Wahlausganges 
bleibt somit offen. Andererseits ist es möglich, dass ein populärer Machthaber in einer elektoralen 
Autokratie nur Wahlen durchführt, da er sich des Ausganges sicher ist. Während beide Fälle grund-
verschieden sind, können sie anhand des Messinstrumentes nicht abgegrenzt werden. Neben der 
Unterscheidung von Demokratie und Diktatur wird daher ein sogenannter Type II konzipiert. Hier-
bei handelt es sich um die Grauzonenregime.49 Der Anspruch einer trennscharfen Unterscheidung 
wird durch die Schaffung einer schwer interpretierbaren Kategorie aufgeweicht. Von den 9159 er-
hobenen Länderjahren werden knapp 13 % als Type II klassifiziert.50 
2.2.2 Kontinuum
Während in der dichotomen Sichtweise ein Regime entweder demokratisch oder autokratisch 
ist, kann im Kontinuum auch zwischen weniger demokratischen von mehr demokratischen Re-
gimen unterschieden werden.51 Basierend auf der Annahme, dass Abstufungen zwischen Demo-
kratie und Autokratie natürlich sind und dementsprechend auch messbar sein müssen, wird eine 
mehrstufige Skala zwischen den Polen Demokratie und Autokratie gespannt. Die Regimetypen 
werden hier als Idealtypus konstruiert. Die Annäherung an den Idealtypus kann graduell auf einer 
Skala sichtbar gemacht werden.52 Demensprechend wird ein höheres Skalenniveau angewendet, 
47 Vgl. Lauth 2010: 105; Kailitz 2009: 456.
48 Vgl. Bollen 1990: 18.
49 Vgl. Cheibub et al. 2010b: 69f.
50 Eigene Berechnungen auf Basis des DD-Datensatzes von Cheibub et al. (2010a). Vgl. Cheibub et al. 2009: 4.
51 Vgl. Collier und Adcock 1999: 552; Heller 2000:486; Bollen 1990.
52 Vgl. Dahl 1971: 2.
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welches auch Abstufungen zulässt. 
Die Kriterien der Wahldemokratie werden hierbei häufig als Ausgangspunkt verwendet. Ferner 
wird aber angenommen, dass für die Klassifikation als vollständige Demokratie die Institution der 
Wahl nicht ausreichend ist.53 Daher werden in der Definition und Messung weitere Dimensionen 
berücksichtigt. Diese sind beispielsweise das Ausmaß politischer Freiheiten54 oder die Ergebnisse 
des politischen Prozesses55.
Als Basis dieses weitreichenden Verständnis von Demokratie gilt das Dahl‘sche Polyarchie-Kon-
zept. Dahl definiert Demokratie wie folgt: 
“In this book I should like to reserve the term ‚democracy’ for a political system one of 
the characteristics of which is the quality of being completely or almost completely 
responsive to all its citizens. Whether such a system actually exists, has existed, or can 
exist need not concern us for the moment.”56
Die Responsivität auf die Präferenzen der Bürger wird in den Dimensionen der Freiheit der Formu-
lierung von Präferenzen, der Freiheit der Signalisierung dieser Präferenzen, sowie der Gewichtung 
aller Präferenzen gleichermaßen in der Machtausübung gemessen.57 Neben der Berücksichtigung 
der Institution der Wahl werden hier also auch die Ergebnisse des politischen Prozesses einbezo-
gen. In den hieraus entstehenden Messinstrumenten werden beispielsweise Assoziationsfreiheit, 
Freiheit der Meinungsäußerung oder Informationsfreiheit berücksichtigt58:
„Folgt man dieser Betrachtungsweise, brechen die Indizes die starre Analyse einge-
fasster Wahlindikatoren durch eine Betonung des Freiheits- und Rechtsgedanken auf. 
Sie berücksichtigen neben partizipativen Elementen die Verantwortlichkeit der Re-
gierung, Meinungs-, Versammlungs- und Organisationsfreiheit und die Selbstbestim-
mungsrechte von Minderheiten.“59
Die Berücksichtigung bestimmter Dimensionen und Indikatoren beruht auf der Operationalisie-
rung und Grundannahmen bezüglich der Reichweite des Demokratiekonzeptes. Ein fester Krite-
rienkatalog liegt dafür nicht vor.60 
53 Vgl. Cheibub et al. 2010b: 72; Munck 2014: 1; Mainwaring et al. 2001: 38, Hartmann 2015: 1. 
54 Vgl. Bollen 1980: 372.
55 Vgl. Lauth 2010: 99.
56 Dahl 1971: 2.
57 Vgl. Dahl 1971: 3.
58 Vgl. Schmidt 2010: 212f.
59 Calaminus 2007: 94.
60 Vgl. Munck 2014: 5; Vreeland 2003: 8.
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Die Bestimmung von Grenzwerten zur Abgrenzung der Regimetypen wird als willkürlich kritisiert.61 
Ferner wird argumentiert, dass die Zwischenkategorien kaum erklärenden Mehrwert aufweisen, 
da die Verteilung der Regimetypen bimodal an den jeweiligen Enden der Skalen sei.62 Doch gra-
de jene Regime, die in der dichotomen Sichtweise nur unbefriedigend zugeteilt werden konnten 
oder einer schwer interpretierbaren Sonderkategorie zugewiesen wurden, können hier abgebil-
det und charakterisiert werden. 
Zum Teil wird versucht, die unterschiedlichen Eigenschaften und institutionellen Arrangements 
der Regime der Mittelkategorien durch die Voranstellung qualifizierender Attribute darzustellen.63 
Dies ist insoweit kritisch, da die Beifügung einer Vielzahl verschiedener Attribute auf Kosten der 
Reduktion der Komplexität der Realität stattfindet und die Vergleichbarkeit der Regimetypen ein-
geschränkt wird. Hierdurch entstehen außerdem Unklarheiten bezüglich des Basiskonzepts: So 
könnte gefragt werden, ob eine defekte Demokratie als Demokratie bezeichnet werden sollte, 
oder dies den real-autoritären Charakter des Regimes verschleiert.64 Unklar bleibt außerdem, ob 
eine Hierarchie oder Gewichtung zwischen den verschiedenen definitorischen Eigenschaften be-
steht, beziehungsweise welche Eigenschaften entscheidend sind.65 
Durch die Berücksichtigung weiterer Dimensionen in der Bestimmung demokratischer Regime soll 
eine Steigerung der Reliabilität und Validität der Messinstrumente erreicht werden.66 Allerdings 
geschieht dies auf Kosten der Objektivität. Die hinzugezogenen Merkmale gelten als sozial kons-
truiert und sind mehrheitlich nicht in unmittelbaren Messungen erfassbar. Daher können sich die 
Ergebnisse in Abhängigkeit der messenden Person unterscheiden.67 
Angewendet wird die kontinuierliche Konzeptspezifikation von der US-amerikanischen Denkfa-
brik Freedom House im seit 1973 jährlich erscheinenden Freedom in the World-Index (FWI). Hierbei 
steht Liberalismus im Vordergrund. Obwohl Freiheit gemessen wird, werden die Ergebnisse häufig 
mit der Qualität eines Regimes gleichgesetzt und für Regimeklassifikationen verwendet.68 Grund-
lage der Messung sind die Dimensionen politische Rechte (10 Indikatoren) und zivile Freiheiten 
(15 Indikatoren). Zur Vergabe eine Punktzahl wird für jeden Indikator eine fünfstufigestufige Li-
kert-Skala69 verwendet. Die Punktvergabe erfolgt durch ein Team aus Analysten und regionalen 
Experten auf Basis von empirischen Beobachtungen und Medienberichten. Aus diesen Punktzah-
len wird eine sienbenstufige Bewertung in den beiden Dimensionen generiert. Der Mittelwert der 
61 Vgl. Lauth 2010: 113, Diamond 2015: 143.
62 Vgl. Cheibub et al. 2010b: 68.
63 Vgl. Cheibub et al. 2010b: 73.
64 Vgl. Lauth 2010: 107; Armony und Schamis 2005: 114.
65 Vgl. Cheibub et al. 2010b: 73.
66 Vgl. Bollen 1990: 19.
67 Vgl. Lauth 2010: 109; Bollen 1990: 18.
68 Vgl. Calaminus 2007: 94; Hartmann 2015: 143.
69 Vgl. Als Likert-Skalen werden Messinstrumente zur Messung von bezeichnet. Diekmann 2009: 240f. 
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Bewertungen ist für die Statuszuweisung „frei“, „teilweise frei“ und „unfrei“ bestimmend.70 Proble-
matisch ist die fehlende Transparenz der Bewertungen. Offengelegt werden nur die aggregierten 
Bewertungen in den beiden Dimensionen. Die Punktzahlen der einzelnen Indikatoren sind nicht 
zugänglich.71 Ferner liegt ein hohes Maß der Subjektivität vor, da nicht das Regime selbst gemes-
sen wird, sondern die Wahrnehmung davon.72
Ein weiteres Beispiel einer kontinuierlichen Messart ist der Polity-Index (PI). Hierbei werden De-
mokratie und Autokratie gesondert gemessen. Als Indikatoren dienen Kompetitivität der politi-
schen Partizipation, Regulierung der politischen Teilhabe, Kompetitivität und Offenheit in der Be-
setzung der Exekutiven und Begrenzungen der Macht des Machthabers73. Sowohl Demokratie als 
auch Autokratie erhalten eine Punktzahl von 0 bis 10 wodurch eine Skala von -10 (maximal auto-
kratisch) bis 10 (maximal demokratisch) entsteht. Alle Regime, die eine Punktzahl höher als 6 er-
reichen werden als Demokratie eingestuft. Attraktiv an diesem Index sind der Umfang der Daten, 
die teilweise bis 1800 zurückreichen sowie die stetige Aktualisierung. Hinzukommend wird die 
Punktvergabe in den einzelnen Indikatoren offengelegt, wodurch eine höhere Transparenz als im 
FWI erreicht wird.74
Neben den Messungen anhand umfangreicher Itembatterien wurde der Versuch unternommen, 
kontinuierliche Messungen mit einer kleinen Zahl objektiver und reproduzierbarer Indikatoren 
vorzunehmen. Diese leiden allerdings wie die dichotomen Messungen an einer verminderten Va-
lidität der Daten. Beispiel hierfür ist die von Vanhanen vorgeschlagene Messung von Demokrati-
en anhand der Stimmverteilung für Parteien welche allerdings eine systematische Verzerrung ent-
sprechend verschiedener Wahl- und Parteiensysteme aufweist.75 
2.2.3 Alternative Ansätze
Mit Blick auf die Vor- und Nachteile der jeweiligen Konzeptspezifikation und Messart gibt es ver-
schiedene Ansätze, die versuchen, einen Mittelweg zu begehen. Diese Herangehensweisen pro-
duzieren allerdings nach aktuellem Forschungsstand keine befriedigenden Ergebnisse. 
Beispielhaft hierfür ist die Generierung metrischer Variablen auf Basis eines minimalistischen De-
mokratieverständnisses. Hierdurch soll die binäre Ausgangsvariable weiteren statistischen Me-
thoden zugänglich gemacht werden. Vreeland unternimmt den Versuch der Schaffung eines 
70 Vgl. Freedom House 2014.
71 Vgl. Lauth 2010: 111.
72 Vgl. Freedom House 2014: 1.
73 Vgl. Jaggers und Gurr 1995: 472.
74 Vgl. Vreeland 2003; Marshall et al. 2012; Jaggers und Gurr 1995.
75 Vgl. Mainwaring et al. 2001: 59. 
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kontinuierlichen Indikators auf Basis der Grundannahmen des minimalistischen Konzeptes des 
DD-Indexes. Aus der dichotomen Variable wird die Wahrscheinlichkeit des Vorliegens einer De-
mokratie berechnet. Nachteil hierbei ist, dass Wahrscheinlichkeiten nicht gemessen werden kön-
nen und die Werte somit auf Schätzungen basieren.76 
Zur Steigerung der Validität des minimalistischen Demokratiekonzeptes und ausreichenden Er-
fassung der Grauzonenregime wurde außerdem versucht, die Dichotomie um eine Kategorie zu 
erweitern in einer sogenannten Trichotomie. Mainwaring et al. erstellen eine trichotome Unter-
scheidung von demokratischen, semi-demokratischen und autokratischen Regimen für 19 latein-
amerikatische Staaten zwischen 1945 und 199977. Diese vorgeschlagene Messung erfordert aber 
weiterhin subjektive Einstufungen der Regime bezüglich der Stärke der Verletzung bestimmter 
Bedingungen. Somit liegt hier eine Verletzung der Objektivität bei weiterhin zweifelhafter Vali-
dität vor. Des Weiteren wurden für beide Alternativen bisher keine verwertbaren offen zugängli-
chen globalen Datensätze erstellt.  
2.3 Aktueller Forschungsstand
Die Fragestellung nach den Bedingungsfaktoren von Reautokratisierungen ist nicht gänzlich neu. 
Unter unterschiedlichen Bezeichnungen und im Rahmen unterschiedlicher theoretischer und 
methodischer Konzeptualisierung wurden diese untersucht.78 Wegweisend hierfür ist die Un-
tersuchung des Zusammenbruchs demokratischer Staaten von Juan Linz.79 Bedingt durch das 
Transitionsparadigma verschob sich das Forschungsinteresse in den 1990er Jahren. Seit dem Jahr-
tausendwechsel zeigt sich aber ein wieder zunehmendes Interesse am Zusammenbruch demo-
kratischer Staaten. Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über den aktuellen Forschungsstand 
und die statistischen Möglichkeiten der Untersuchungen gegeben.80 Hierbei liegt der Fokus auf 
der Konzeptualisierung der abhängigen Variable sowie der Darstellung des statistischen Metho-
denspektrums. 
76 Vgl. Vreeland 2003: 1.
77 Vgl. Mainwaring et al. 2001.
78 Beispiele für die unterschiedliche Bezeichnungen sind insbesondere in englischen Publikationen vorzufinden: au-
thoritarian diffusion (vgl. Ambrosio 2010), democratic rollback (vgl. Diamond 2008, Gat 2007), democratic break-
down (vgl. Maeda 2010), backsliding (vgl. Ulfelder und Lustik 2007) oder democratic collapse (vgl. Kapstein und 
Converse 2008b).
79 Vgl. Linz 1978.
80 Vorgestellt wird nur eine ausgewählte Anzahl aktueller Ergebnisse von large-N-Forschungsdesigns. In Anbetracht 
des begrenzten Umfangs der vorliegenden Arbeit können small-N und Einzelfallstudien nicht berücksichtigt wer-
den. 
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2.3.1 Analysen von Regimewechseln
Ulfelder und Lustik untersuchen in einer Verweildaueranalyse auf Basis einer dichotomen Unter-
scheidung von Autokratie und Demokratie die Bedingungen von Systemwechseln. Berücksich-
tigt werden sowohl Demokratisierungen als auch Autokratisierungen zwischen 1955 und 2003. 
Grundlage der Untersuchung ist eine aus dem PI modellierte dichotome Variable. Hierbei werden 
aus konzeptionellen Gründen nur ein Teil der im PI erhobenen Variablen berücksichtigt.81 Die Er-
gebnisse bestätigen, dass wohlhabende Demokratien stabiler sind. Im Gegensatz zu Kapstein und 
Converse kann aber keine signifikante Korrelation zwischen dem Typen des demokratischen Re-
gierungssystems und Autokratisierungen nachgewiesen werden.82 
Ko Maeda unterscheidet in der Untersuchung der Zusammenbrüche von Demokratien endoge-
ne und exogene Auslöser. Diese werden im Zeitraum 1950 bis 2004 in einer Verweildaueranalyse 
untersucht. Gemessen wird ein Zusammenbruch einer Demokratie, wenn der PI unter 6 fällt. Er-
gebnis der Forschung ist, dass endogene Zusammenbrüche nicht mit der wirtschaftlichen Lage 
korrelieren, während exogen ausgelöste Zusammenbrüche unwahrscheinlicher werden, je bes-
ser die wirtschaftliche Lage ist.83
Diese Studien stützen die Operationalisierung auf kontinuierliche Datensätze und somit ein sub-
stantielles Verständnis von Demokratie. Für die Messung der Systemwechsel werden Intervalle 
oder Grenzwerte bestimmt. Im Gegensatz dazu wählt Svolik einen minimalistisches Demokratie-
konzept, wodurch kein Grenzwert bestimmt werden muss. In seiner Betrachtung unterteilt er die 
Grundgesamtheit der Demokratien in konsolidierte und in Transition befindliche Demokratien. Be-
stimmt wird die Wahrscheinlichkeit für die Autokratisierung in diesen Regimen anhand der Über-
lebensdauer von Demokratien.84
Auch Sing stützt seine Untersuchung der Überlebensdauer auf ein minimalistisches Demokratie-
konzept unter Verwendung des DD-Datensatzes. In einer Regressionsanalyse untersucht er die 
Korrelation zwischen dem Zusammenbruch von Demokratien mit der Regierungsform und der 
effektiven Parteienzahl. Seine Ergebnisse stellen unter Anderem die Annahmen der relativen In-
stabilität präsidentieller Systeme und dem Vermächtnis von Militärdiktaturen in Frage.85
81 Berücksichtigt werden die Variable zur Messung des Machtzuganges executive recruitment und die Variable Compe-
titiveness of Political Participation. Um als Demokratie gemessen zu werden, werden verschiedene Grenzwerte ein-
gesetzt: So müssen in der ersten Variable mindestens sechs Punkte erreicht werden, in der zweiten nur drei. 
82 Vgl. Ulfelder und Lustik 2007.
83 Vgl. Maeda 2010.
84 Vgl. Svolik 2008.
85 Vgl. Sing 2010.
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2.3.2 Zunahme und Verlust demokratischer Qualität
Regimewechsel zeigen einen Verlust demokratischer Qualität an. Im Gegensatz dazu hat der Ver-
lust demokratischer Qualität nicht zwingend einen Regimewechsel zur Folge, sondern kann in-
nerhalb des Lagers der Demokratien stattfinden. Der Verlust demokratischer Qualität erfordert 
ein Verständnis von Demokratie, welches über die Betrachtung von Wahlen hinaus geht und gra-
duelle Abstufungen zulässt. 
In der Untersuchung missglückter Demokratisierungen zwischen 1960 und 2004 nehmen Kap-
stein und Converse eine dichotome Einteilung von Demokratisierungen und deren Umkehrun-
gen vor. Gemessen wird eine Demokratisierung, wenn der PI eines Staates im Verlauf von drei 
Jahren um sechs Punkte seigt. Autokratisierungen werden synchron gemessen, wenn der PI um 
sechs Punkte sinkt. So wurden für den Untersuchungszeitraum 123 Demokratisierungen gemes-
sen, von denen 56 umgekehrt wurden. Der Fokus hierbei liegt auf der quantitativen Betrachtung 
der Autokratisierungen. Qualitative Unterscheidungen bezüglich des Ergebnisses der Transforma-
tion werden nicht vorgenommen. So werden beispielsweise in Pakistan (1962) oder in Kambod-
scha (1993) durch den Anstieg um sechs Punkte trotzdem nur ein PI von 1 erreicht, welcher noch 
nicht als demokratisch gelten kann. Insgesamt haben von den 123 Demokratisierungen 40 Fälle 
trotz des Anstiegs des PI um sechs Punkte nicht den Level einer Demokratie erreicht.86 Als Ergeb-
nis wurde festgehalten, dass Autokratisierungen demokratischer Regime in parlamentarischen 
Demokratien unwahrscheinlicher ist als in präsidentiellen.87 
Erdmann untersucht auf Basis einer qualitativ vergleichenden Analyse (QCA) den Verlust demo-
kratischer Qualität zwischen 1974 und 2008. Gemessen wird dieser anhand der Veränderungen 
der Punktwerte in beiden Dimensionen des FWI. Hierbei werden die Wertungen mit verschiede-
nen Regimetypen gleichgesetzt, freie Länder werden als liberale Demokratie, teilweise freie Län-
der als hybride Regime und unfreie Länder als Diktaturen betrachtet. Statusveränderungen von 
„frei“ zu „teilweise frei“ werden als Hybridisierung betrachtet, Veränderungen mit dem Ergebnis 
„nicht frei“ als Zusammenbruch der Demokratie.88 
Aleman und Yang  untersuchen Liberalisierungen und rückläufige Entwicklungen zwischen 1970 
und 1999. Als Liberalisierung wird eine positive Veränderung des aggregierten PI89 um drei Punk-
te betrachtet, eine rückläufige Entwicklung ist markiert durch eine negative Veränderung des PI 
um drei Punkte.90 Obwohl der Anspruch besteht, Qualitätsverluste nachzuzeichnen, markiert eine 
86 Vgl. Kapstein und Converse 2008a: 2f.
87 Vgl. Kapstein und Converse 2008b. 
88 Vgl. Erdmann 2011.
89 Dieser entsteht durch den Abzug des Autokratiewertes vom Demokratiewert, wodurch eine Skala von 0 bis 10 
entsteht. 
90 Vgl. Aleman und Yang 2011.
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Veränderung um des PI um drei Punkte  im verwendeten Untersuchungsdesign in den meisten 
Fällen einem Systemwechsel.91
Shirah untersucht den Verlust demokratischer Qualität in einer Verweildaueranalyse und verwen-
det hierfür den FWI. Getrennt untersucht werden rückläufige Entwicklungen in den Dimensionen 
politischer Rechte und ziviler Freiheiten. Hierbei werden alle negativen Entwicklungen als backs-
liding betrachtet, unabhängig von der Stärke oder dem Ergebnis der Veränderung. Die Untersu-
chung beschränkt sich auf Länder, die ab 1974 demokratisiert wurden.92
2.3.3 Kritik
Die kurze Darstellung der theoretischen Konzeptionen von Demokratien und Autokratien sowie 
des Forschungsstandes bezüglich der Systemwechsel verweist auf die hohe methodische und 
theoretische Vielfalt des Forschungsfeldes. Es wird deutlich, dass teilweise die Wahl des Messins-
truments die Ergebnisse beeinflusst, beispielsweise mit Blick auf die Untersuchung der Korrelati-
onen zwischen Typen demokratischer Regierungssystemen und die Wahrscheinlichkeit von de-
mokratischen Zusammenbrüchen. Obwohl die Messinstrumente für Regime stark untereinander 
korrelieren, sind sie nicht beliebig auswechselbar.93 In der Auswahl sollten die jeweiligen Stärken 
und Schwächen adressiert werden, da diese relevant für die Interpretation der Ergebnisse sind. 
In den vorgestellten Studien werden mehrheitlich ordinal oder metrisch skalierte abhängige Vari-
ablen verwendet. Aus diesen Daten werden anhand von Veränderungsintervallen oder Grenzwer-
ten binär codierte Variablen zur Messung des Ereignisses von Regimewechseln generiert. Die Be-
stimmung unterschiedlicher Grenzwerte und Intervalle in der Anwendung des PI beispielsweise 
verweist auf die Willkürlichkeit in der Abgrenzung verschiedener Regime auf Basis eines weitrei-
chenden Demokratieverständnisses. Zudem ist die Definition eines Veränderungsintervalls zur Un-
tersuchung von Demokratisierungen oder Autokratisierungen94 aus methodischer Sicht zu hinter-
fragen. Sowohl am FWI als auch am PI wird kritisiert, dass nur quasimetrische Daten vorliegen. In 
der Realität sei das Skalenniveau maximal kategorial und die Kategorien nicht präzise.95 Diese Un-
terscheidung ist mit Blick auf die statistische Verwertung der Daten relevant. In einer metrischen 
Variable sind die Abstände zwischen den Punktwerten gleichgroß, vergleichbar mit einer Entfer-
nungsangabe. Diese Bedingung kann in der Messung des FWI und PI angezweifelt werden und hat 
somit zur Folge, dass eine Veränderung um n Punkte innerhalb des demokratischen Spektrums eine 
andere Bedeutung hat, als eine Änderung um n Punkte innerhalb des autokratischen Spektrums. 
91 Vgl. Shirah 2012: 6.
92 Vgl. Shirah 2012.
93 Vgl. Casper und Tufis 2003: 196.
94 Vgl. Ulfelder und Lustik 2007; Kapstein und Converse 2008b.
95 Vgl. Vreeland 2003: 7.
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Grundsätzliche Kritik entsteht auch mit Blick auf die Orientierung der Messinstrumente. Diese un-
terlägen einer kulturellen Perspektivenverengung mit Blick auf westliche Demokratien als anzu-
strebende Herrschaftsform weltweit.96 Die Operationalisierung der zu messenden Objekte basiere 
auf der westlichen Vorstellung von Demokratie. Daher analysiert Hartmann den Nutzen der De-
mokratieindizes nüchtern wie folgt: 
„Jedes Urteil über die Güte eines politischen Systems ist ungeachtet der Beschlagen-
heit seiner Urheber eine Einschätzung. Ein Experte, nehmen wir an, über einen Staat 
in der Sahelzone oder in Mittelasien, mag noch mitgehen, wenn Freedom House die 
Freiheitsplakette verweigert oder sie allenfalls in Blech oder Plastik verleiht. Vermut-
lich wird sie oder er sich allerdings, weil mit den historischen und kulturellen Hypo-
these der betreffenden Gesellschaft vertraut, schwer damit tun, sie am Standardfor-
mat einer westlichen Demokratie zu messen, die in der historischen Konkretion ja auf 
Wohlstand, Marktwirtschaft und individualistischer Kultur fußt.“97 
Diese Kritik führt zurück auf die einleitend erwähnte Gratwanderung zwischen Reduktion der Re-
alität und zu starker Vereinfachung. Grundsätzlich ist eine Reduktion der Realität notwendig, um 
vergleichbare Daten zu erhalten. Wird diese allerdings nur durch die Schablone westlicher Demo-
kratien vorgenommen ist dies bedenklich. Sowohl das Kontinuum als auch die Dichotomie basie-
ren auf Demokatie als Referenzkategorie zur Messung von Regimetypen. Es werden also klare Kri-
terien für die Qualifizierung als Demokratie festgelegt. Autokratien werden als Nicht-Demokratien 
ohne qualifizierende Eigenmerkmale zusammengefasst.98 Obwohl es definitorische Annäherun-
gen an Autokratien mit der Festlegung eigener charakteristischer Merkmale gibt99, liegen hierfür 
keine eigenständigen Messinstrumente und umfangreichen Datensätze vor. Des Weiteren werden 
regionale und historische Besonderheiten ausgeblendet. Auf Basis der Definition eines Regimety-
pen (westliche Demokratie) wird dann versucht, das gesamte Spektrum der Regimetypen abzu-
bilden und Unterscheidungen oder Abstufungen vorzunehmen. 
In der vorliegenden Arbeit besteht nicht der Anspruch der Schaffung eines neuen Demokratiein-
dikators. Allerdings müssen diese Kritikpunkte bei der Interpretation und Verwendung der Daten 
berücksichtigt werden. Die Daten geben zwar eine grobe Orientierung in der Einstufung von Herr-
schaftstypen und erlauben quantitative Untersuchungen und Vergleiche. Allerdings können sie 
historische, kulturelle und regionalspezifische Besonderheiten kaum abbilden, wofür qualitative 
96 Vgl. Calaminus 2007: 93.
97 Vgl. Hartmann 2015: 142.
98 Vgl. Albrecht und Frankenberger 2010: 38; Timm 2010: 98; Köhler und Warkotsch 2010: 63; Svolik 2012: 20. Kailitz 
kritisiert die Definition von Autokratien als Nicht-Demokratien als unbefriedigend. Vgl. Kailitz 2013: 456.
99 Eine kumulative Übersicht des Forschungsstandes zu Autokratien bieten Kailitz (2009) und Hartmann (2015: 107-
136). 
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Untersuchungen und Fallstudien notwendig und zielführender wären. 
2.4 Reautokratisierung
Auf Basis der vorgestellten Konzeptionen der Abgrenzung von Demokratie und Autokratie als ent-
weder Dichotomie oder Kontinuum werden im Folgenden Reautokratisierungen konzeptualisiert. 
Zugunsten der Reproduzierbarkeit und Robustheit der empirischen Überprüfung von Hypothe-
sen wird hier eine dichotome Messung von Reautokratisierungen auf Basis eines minimalistischen 
Demokratiekonzeptes bevorzugt. Während ein weitreichendes Demokratiekonzept detailliertere 
Daten liefert, welche ein breites Spektrum statistischer Methoden in der Auswertung zulässt, wur-
den hier sowohl methodische als auch konzeptionelle Bedenken aufgezeigt. Diese betreffen die 
Verteilung der Daten. Während beispielsweise lineare Regressionsanalysen normalverteilte Daten 
erfordern, sind die Daten bimodal verteilt. Ferner bestehen Zweifel an der Objektivität der Mes-
sung und Reliabilität des Skalenniveaus. 
Infolgedessen werden Reautokratisierung als ein Systemwechsel von einer Wahldemokratie zu 
einer Autokratie definiert. Die liberale Qualität des Ausgangsregimes wird hierbei nicht berück-
sichtigt. Grundvoraussetzung für das Eintreten einer Reautokratisierung ist, dass vor dem System-
wechsel eine Demokratie vorlag. Zur Identifikation dieser Grundvoraussetzungen und eventu-
ell eintretender Reautokratisierungen wird der Schwerpunkt auf die Institution der Wahl gelegt. 
Während diese Bestimmung klar Demokratien von Autokratien abzugrenzen vermag, liegen aus 
der Sichtweite weitreichender Demokratiekonzeptionen Zweifel am Konzept der Wahldemokra-
tie vor. So werden diese beispielsweise als „Discount-Ausgabe der Demokratie“100 bezeichnet. Die-
se Kritik ist insoweit begründet, da eine Wahldemokratie nicht immer eine substantielle Qualitäts-
demokratie bedingt:
„Minimal or electoral democracies can overcome some of the deficiencies that fre-
quently plague them, and may eventually develop into fully-fledged liberal democ-
racies. But it is, of course, equally possible that no progress from an electoral towards 
a liberal democracy is made or, worse, that an electoral democracy sinks back into 
some form of authoritarianism“.101
Daher wird zusätzlich eine zeitliche Mindestanforderung eingesetzt. Reautokratisierungen wer-
den gemessen, wenn die Wahldemokratie mindestens drei Jahre bestand. Wiederholte Transfor-
100 Vgl. Hartmann 2015: 143. 
101 Kopecky 2008: 700.
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mationen über einen kurzen Zeitraum werden als Anzeichen einer inhärenten Regimeinstabilität 
gewertet. Durch das zeitliche Kriterium werden Regime ausgeschlossen, welche sich in einem an-
dauernden Transformationszustand befinden. Diese Fälle würden ansonsten häufig wiederhol-
te Reautokratisierungen in den Daten erzeugen und somit übermäßige Gewichtung erhalten. 
Durch die zeitliche Mindestanforderung ist außerdem sichergestellt, dass mindestens die Hälfte 
einer Legislaturperiode als Wahldemokratie galt.102 Es entspricht dem Kriterium vom Brownlee zur 
Messung einer Demokratisierung wonach drei aus vier Jahren nach einer Transition als demokra-
tisch gekennzeichnet sein müssen, um als Demokratisierung zu gelten103 und ist weitreichender 
als die Minimalanforderung von zwei Jahren bei Erdmann104. Durch die zeitliche Mindestanfor-
derung wird das Konzept von Reautokratisierungen außerdem um den sogenannten Flitterwo-
cheneffekt bereinigt: 
“Honeymoons are commonly understood as periods directly following the founda-
tion of democracies when they are less likely to break down. There are a number of 
possible explanations for why this is so. It could be because citizens are prepared to 
give a new political system a period to establish and prove itself before evaluating its 
performance critically. Or it may be because democracy has replaced a form of high-
ly unpopular authoritarianism.”105
Die Annahme des Flitterwocheneffekts besagt, dass nach einer Demokratisierung zunächst auch 
in Krisenzeiten die Demokratie stabil bleibt. Grund hierfür ist unter anderem die Erinnerung an 
die Unzufriedenheit mit dem vorhergehenden Regime. Das Bestehen eines Flitterwocheneffektes 
wurde statistisch nachgewiesen, dieser hält aber im Regelfall nur zwei Jahre an.106 
Zusammengefasst sind also Reautokratisierungen eine Systemtransformation und das Gegen-
stück zur demokratischen Konsolidierung. Die Demokratisierung ist mit der Verabschiedung ei-
ner demokratischen Verfassung abgeschlossen. Die Konsolidierung hingegen zielt auf die Stabi-
lisierung des politischen Systems: 
102 Bisher ist keine globale Betrachtung durchschnittlicher demokratischer Legislaturperioden bekannt. Grundlage 
der hier gemachten Grenzziehung ist Markwardts (2008) Betrachtung der durchschnittlichen realen und verfas-
sungsmäßig erlaubten maximalen Legislaturperioden in sechs konsolidierten Demokratien von 1960 bis 2005. 
Die durchschnittliche Dauer einer Legislaturperiode lag im Untersuchungszeitraum bei 3,5 Jahren. Die maximale 
Dauer einer Legislaturperiode wird verfassungsmäßig festgelegt und liegt in der Untersuchung bei 5 Jahren. Vgl. 
Markwardt 2008: 93.
103 Vgl. Brownlee 2009: 528.
104 Vgl. Erdmann 2011: 11.
105 Bernhard et al. 2003: 406.
106 Vgl. Bernhard et al. 2003: 426.
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“Mit der Verabschiedung der Verfassung endet die Demokratisierungsphase. Damit 
ist die Demokratie zwar keineswegs gesichert und ihre Regression in autokratische 
Herrschaftsformen ausgeschlossen. Aber die Zeit der größten Unsicherheit ist nun 
vorbei. Der nun folgende Konsolidierungsprozess kann sich jetzt auf die relative Si-
cherheit eines mehrheitlich akzeptierten und sanktionsbewährten Institutionenge-
füges stützen.”107
Das Ausbleiben der Demokratisierung selbst wird nicht als Reautokratisierung verstanden (siehe 
Abbildung 1). In diesem Falle ist das Ergebnis der Systemtransformation zwar eine Autokratie aber 
das Kriterium der Demokratie als Ausgangspunkt ist nicht erfüllt. Dementsprechend wird in die-
sem Systemwechsel ein autokratisches System durch ein autokratisches System ersetzt. Auch eine 
gescheiterte Demokratisierung, also Errichtung einer instabilen Wahldemokratie, welche schnell 
zusammenbricht, kann durch die zeitliche Mindestanforderung ausgeschlossen werden. Eine ge-
scheiterte Konsolidierung hingegen kann als Reautokratisierung verstanden werden, sofern die 
Wahldemokratie zuvor mindestens drei Jahre bestand und von einer Autokratie abgelöst wurde. 
Hierbei muss beachtet werden, dass Abbildung 1 nur einen schematischen Ausschnitt der vor-
stellbaren Verläufe aufzeigt. Während hier Linearität zur Demokratie vermittelt wird, kann es auch 
in konsolidierten Demokratien zu Legitimitätskrisen und Reautokratisierungen kommen. Somit 
werden Regimewechsel als zyklisch verstanden und nicht als Bewegung zu einem Ergebnis.108 
Abbildung 1: Trajektorien der Transformationen mit dem Fokus der Reautokratisierung
107 Merkel und Thiery 2010: 202. 
108 Vgl. Hale 2005.
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3. Konditionen für Systemwechsel
Die Untersuchung und Erklärung von Reautokratisierungen ist von verschiedenen theoretischen 
Standpunkten aus möglich. So können als Ursachen internationale Mitnahmeeffekte und exter-
ne Autokratieförderung, oder auf nationaler Ebene demokratiedestabilisierende Faktoren in das 
Zentrum der Untersuchung gestellt werden. Im Folgenden werden überblicksmäßig Transforma-
tions- und Diffusionstheorien vorgestellt. Darauf aufbauend werden die für das Forschungsvor-
haben verwendeten Theorien detailliert beleuchtet. 
Die Mehrheit der Transformationstheorien adressiert die Konditionen für die Errichtung einer sta-
bilen Demokratie. Dennoch sind sie auch hilfreich in der Betrachtung der Reautokratisierungen, da 
der Ausgangspunkt dieser eine instabile Wahldemokratie ist. Treffen die generalisierten Theorien 
bezüglich der Stabilisierung von Demokratien zu, sollte das Ausbleiben der entsprechenden Be-
dingungen eine instabile Demokratie und möglicherweise Reautokratisierungen zu Folge haben. 
3.1 Transformations- und Diffusionstheorien 
Die Grundbausteine der Betrachtung von Systemwechseln werden in transformationstheoreti-
schen Ansätzen gelegt. Kollmorgen und Merkel zählen 28 verschiede Erklärungsansätze der Trans-
formationstheorien109. In der deutschen Wissenschaft ist eine Einteilung dieser in vier Gruppen üb-
lich. Unterschieden werden System-, Struktur-, Kultur- und Akteurstheorien.110 
Systemtheorien stellen den ältesten Ansatz der modernen Transformationsforschung dar und hat-
ten ihren Höhepunkt in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg. Basierend auf den systemtheoreti-
schen Arbeiten von Luhmann und Parsons wurde funktionale Differenzierung als eine Vorausset-
zung der Stabilität politischer Systeme betrachtet: 
“Wird die funktionale Differenzierung der gesellschaftlichen Teilsysteme blockiert und 
verhindert, führt dies längerfristig zu Effizienz- und Legitimationskrisen, die die Sta-
bilität solcher Systeme untergraben. Wird die funktionale Differenzierung hingegen 
von den autokratischen Herrschaftseliten zugelassen oder gar gefördert, ergeben sich 
daraus aber ebenso systemdestabilisierende Entwicklungen.”111
109 Vgl. Kollmorgen und Merkel 2015: 210.
110 In der englischen Wissenschaft wird diese Unterscheidung eher auf statische und interaktive Theorien reduziert. 
Die statischen Theorien betrachten die Struktur, beispielsweise die institutionellen Arrangements und formulie-
ren Bedingungen für die Herstellung und den Erhalt der Demokratie und entsprechen so in etwa den Struktur- 
und Systemtheorien. Demgegenüber beziehen sich die interaktiven Theorieansätze auf Akteure, beispielswei-
se die Handlungsweisen der Herrschaftseliten und entsprechen so in etwa den Akteurs- und Kulturtheorien. Vgl. 
Aleman und Yang 2011: 2; Huntington 1996.
111 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 189.
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Hierbei werden sozioökonomische Funktionsvoraussetzungen auf der makrogesellschaftlichen 
Ebene fokussiert. Vermutet wird ein Zusammenhang zwischen der Stabilität der Demokratie und 
Marktwirtschaft, Wirtschaftsleistung sowie Zugang zur Bildung und Aufstiegschancen. Als Haupt-
vertreter gilt Lipset.112
Auf Basis der Marx‘schen Konflikttheorie hat sich in den 1960er und 1970er Jahren ein struktura-
listischer Ansatz herausgebildet. Dieser ist auch als Kritik an der deterministischen Sichtweise der 
Systemtheoretiker zu sehen. Strukturalisten sehen die Bedingungen für Transformationen in der 
Verteilung der Macht zwischen verschiedenen sozialen Klassen beispielsweise im Zusammenhang 
mit der Veränderung gesellschaftlicher Strukturen durch Industrialisierung113. Kurz gefasst lautet 
die Grundannahme wie folgt:
“Der Erfolg oder Misserfolg von Demokratisierungs- und Konsolidierungsprozessen 
wird als Resultat langfristiger Verschiebungen in den Machtstrukturen einer Gesell-
schaft angesehen. Entgegen den Annahmen der klassischen soziologischen Moder-
nisierungstheorie wird betont, dass mehrere Pfade zur Modernisierung einer Gesell-
schaft führen können.”114
Auch die Strukturtheorie ist auf der Makroebene angesiedelt. Allerdings kann durch den erwei-
terten strukturalistischen Ansatz eine Verbindung zwischen machtpolitischen Veränderungen auf 
der Mikro- und Mesoebene und demokratieförderlichen oder -schädlichen Auswirkungen auf der 
Makroebene hergestellt werden.115
In Kulturtheorien liegt der Fokus auf kulturellen und religiösen Bedingungsfaktoren der Stabili-
tät politischer Systeme. Grundlage hierfür sind die Betrachtungen der politischen Kultur von Toc-
queville sowie die Sozialkapitalforschung116. Die Grundannahme lautet, dass kulturelle Faktoren 
beständiger sind als beispielsweise der Grad der Modernisierung oder die Machtverteilung und 
somit einen stärkeren Einfluss auf Transformationsprozesse haben. Insbesondere in nicht-säkula-
risierten Gesellschaften wird eine geringere Stabilität der Demokratie erwartet: 
“Eine dezidiert nicht säkularisierte religiöse Kultur behindert die Verbreitung demo-
kratiestützender Normen und Verhaltensweisen in der Gesellschaft. Sie versagt den 
demokratischen Institutionen die eigenständige Legitimität und belastet deshalb die 
Demokratisierung von Staat und Gesellschaft.”117
112 Vgl. Kapitel 3.2.1.
113 Vgl. Brückner 2015: 99.
114 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 192.
115 Brückner 2015: 108.
116 Schmidt 2010: 422.
117 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 195.
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Neben Religion berücksichtigen Kulturtheorien außerdem ethnische Homogenität118 sowie in neu-
eren Ansätzen die Zufriedenheit mit und Unterstützung der Demokratie119. Der Fokus auf demo-
kratieförderliche Werte ist bereits Bestandteil der Systemtheorien. So sieht Lipset eine Verbindung 
zwischen Grad der Modernisierung und der Entwicklung demokratieförderlicher Werte und Nor-
men. Beispielhaft für kulturtheoretische Argumentationen in der Transformations- und Demokra-
tieforschung ist die Debatte um die Verträglichkeit von Islam und Demokratie. 
Während System-, Struktur- und Kulturtheorien vornehmlich auf der makrogesellschaftlichen Ebe-
ne angesiedelt sind, suchen Akteurstheorien nach Erklärungsansätzen auf der Mikroebene. Die si-
tuationsgebundenen Präferenzen und Handlungsspielräume der politischen Akteure werden für 
die Stabilität eines politischen Systems als entscheidend angesehen. Der Fokus liegt hierbei auf 
den politischen Eliten. Zwar wird angenommen, dass Massenbewegungen zu einem bedeuten-
den politischen Akteur avancieren können, diese bestehen allerdings in den meisten Fällen nur 
über einen begrenzten Zeitraum.120
Diese vier Transformationstheorien beziehen sich überwiegend auf Bedingungsfaktoren auf na-
tionalstaatlicher Ebene. Daneben können entsprechend diffusionstheoretischer Annahmen Aus-
löser der Transformation auf zwischenstaatlicher und internationaler Ebene vermutet werden. So 
beschreibt Huntington beispielsweise für die dritte Welle der Demokratisierungen einen Schnee-
balleffekt in Lateinamerika und in Osteuropa.121 Diffusion in diesem Sinne meint einen indirekten 
und eher passiven Prozess, in dem Ideen und Praktiken über Landesgrenzen hinweg Einfluss ge-
winnen und durch aktiven externen Regimeeinfluss verstärkt werden können: 
„Diffusion does not refer to an outcome, but rather to a process by which policy choic-
es are inherently interdependent – that is, a political entity`s choices are influenced 
by others, and these choices, in turn, influence others.”122 
Zu den zu berücksichtigenden Faktoren zählen unter Anderem die Mitgliedschaft und Abhängig-
keit von internationalen Organisationen oder geographische Nähe zu demokratischen oder au-
tokratischen Staaten.123 Somit würde beispielsweise die Demokratisierung und Entwicklung de-
mokratischer Werte in einem Land die Chance der Demokratisierung in Nachbarländern steigern. 
Hierdurch kann ein an Geschwindigkeit zunehmender Prozess einsetzen, wie er von Ash für die 
Transformationen Mittelosteuropas beschrieben wurde: 
118 Schmidt 2010: 421.
119 Schmidt 2010: 423.
120 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 196.
121 Vgl. Huntington 1993b: 46. 
122 Ambrosio 2010: 378. 
123 Vgl. Ambrosio 2010: 377ff.
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„In Poland it took ten years, in Hungary ten months, East Germany ten weeks: perhaps 
Czechoslovakia will take ten days.“124
Dieser Dominoeffekt gilt allerdings nicht nur für die Streuung von Demokratien, sondern spielt 
auch eine wichtige Rolle in der externen Autokratieförderung.125
3.2 Im Forschungsvorhaben eingesetzte Theorien
Keiner dieser Einzelansätze vermag es, Transformationen vollständig zu erklären. Gegen eine kla-
re Trennung der Theorieansätze spricht außerdem die begrenzte Aussagekraft monokausaler Er-
klärungsansatze126:
„Es gibt nicht das eine wahre Paradigma sozialer Wandlungsforschung. Vielmehr re-
präsentieren die unterschiedlichen Schulen und Ansätze jeweils legitime und gehalt-
volle analytische Perspektiven auf den komplexen Gegenstand, die ihre spezifischen 
Erklärungsstärken und -schwächen besitzen.“127
Daher haben sich verschiedene Standardmodelle in der Untersuchung der Konsolidierung von De-
mokratien herausgebildet, die zentrale Punkte der Theorien kombinieren.128 In der vorliegenden Ar-
beit wird der Fokus auf nationalstaatlicher Ebene auf die system- und strukturtheoretischen Ansät-
ze gelegt. Die Kombination der Ansätze ist nicht nur mit Blick auf die Steigerung der statistischen 
Aussagekraft der Ergebnisse sinnvoll, sondern auch aus wissenschaftlicher Sicht legitim, da ihnen 
die Suche nach den Ursachen für den Erfolg und das Scheitern von Demokratisierungen in ver-
schiedenen sozialen Teilsystemen gemeinsam ist.129 Sowohl Demokratie als auch Autokratie wer-
den hier als Steuerungsansätze des komplexen modernen Gesellschaftssystems verstanden. Die 
Stabilität dessen wird durch die Leistungsfähigkeit verschiedener Teilsysteme beeinflusst. Wenn 
ein Teilsystem seinen Funktionen nur unzureichend nachkommt, stellt dies eine Beeinträchtigung 
der Stabilität des Herrschaftssystems dar und somit steigen die Chancen für einen Systemwechsel. 
Mit Blick auf das quantitative Forschungsdesign der vorliegenden Arbeit ist eine Berücksichtigung 
der Mikroebene nicht realisierbar. In Anbetracht des begrenzten Rahmens der Arbeit werden daher 
Kultur- und Akteurstheorien nicht einbezogen. Diffusionstheorien werden in den Kontrollvariablen 
124 Ash 1990.
125 Vgl. Kästner 2015.
126 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 192; Erdmann 2011: 18; Merkel 2010c: 107; Vanhanen 1984: 24.
127 Kollmorgen und Merkel 2015: 207.
128 Vgl. Huntington 1996: 4; Schmidt 2010: 426.
129 Vgl. Merkel 2010c: 67, Schmidt 2010: 426; Huntington 1996: 3, Diskin 2005: 291.
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im Rahmen der Überprüfung des Einflusses regionaler Zugehörigkeiten sekundär berücksichtigt. 
3.2.1 Modernisierung und Machtdispersion
Die Modernisierungstheorie als eine der Systemtheorien gilt in der Transformationsforschung 
gleichzeitig als wichtigster und umstrittenster Ansatz.130 Die von Lipset formulierte Grundannahme 
lautet, dass wirtschaftliche Entwicklung zur Errichtung und Stabilisierung von Demokratien führt, 
da Wohlstand informierte politische Teilhabe entsprechend demokratischer Normen ermöglicht.131
„From Aristotle down to the present, men have argued that only in a wealthy society 
in which relatively few citizens lived in real poverty could a situation exist in which 
the mass of the population could intelligently participate in politics and could devel-
op the self-restraint necessary to avoid succumbing to the appeals of irresponsible 
demagogues.”132
Aus systemtheoretischer Sicht wurde dieser Zusammenhang auch von Parsons formuliert, wel-
cher annimmt, dass wirtschaftliches Wachstum die Differenzierungsprozesse der Gesellschaft be-
schleunigt und somit die gesellschaftliche Komplexität steigert.133 Lipset begrenzt seine Annahme 
nicht allein auf ökonomischen Wohlstand sondern betrachtet diesen als Bedingung für erfolgrei-
che Demokratisierungen zusammen mit Industrialisierung, Urbanisierung und Bildung. Diese Fak-
toren fasst er unter der Variable Modernisierung zusammen. Hierbei unterstreicht er, wie wichtig 
eine ausgewogene Entwicklung der Modernisierungsindikatoren ist. Es reicht nicht aus, wenn ei-
ner der Indikatoren sehr hoch entwickelt ist, während die verbleibenden Indikatoren niedrige Wer-
te aufweisen. Vorstellbar wäre beispielsweise eine rasante Urbanisierung ohne die entsprechende 
Zunahme des Wohlstandes. Urbanisierung würde dann zur Entstehung von Slums führen, welche 
nicht als förderlich für die Demokratisierung gesehen werden.134
Insbesondere der Bildung wird der Effekt zugeschrieben, in der Gesellschaft Normen und Wer-
te zu etablieren, welche der Errichtung und Erhaltung der Demokratie zuträglich sind.135 Hinzu-
kommend werden aber auch die Veränderungen der Klassenstruktur durch die Modernisierung 
berücksichtigt. Hierbei wird der Mittelklasse eine zentrale Rolle als vermittelnde gesellschaftliche 
Gruppe in Konflikten zugeschrieben: 
130 Vgl. Kollmorgen 2015: 77, Merkel und Thiery 2010: 190; Przeworski und Limongi 1997: 156.
131 Hier zeigt sich die Überschneidung mit kulturtheoretischen Ansätzen. 
132 Lipset 1959: 75“.
133 Vgl. Kern 2007: 31.
134 Vgl. Lipset 1959: 80-82.
135 Merkel und Thiery 2010: 191.
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“Increased wealth is not only related causally to the development of democracy by 
changing the social conditions of the workers, but it also affects the political role of the 
middle class through changing the shape of the stratification structure, so that it shifts 
from elongated pyramid, with a large lower-class base, to a diamond with a growing 
middle-class. A large middle class plays a mitigating role in moderating conflict since 
it is able to reward moderate and democratic parties and penalize extremist groups.”136
Des Weiteren wird im Rahmen modernisierungstheoretischer Diskurse die Bedeutung der Wachs-
tumsgeschwindigkeit kontrovers diskutiert. Lipset sieht in überhöhten ökonomischen Wachstums-
raten eine destabilisierende Kraft für die Demokratie. Das ökonomische Wachstum führt zu einer 
Unterbrechung der traditionellen Lebensweise. Beim Ausbleiben der Ausbildung demokratischer 
Normen wird die Gesellschaft hierdurch zugänglich für extremistische Positionen:  
“We know that development efforts, projects that disrupt the life styles and the so-
cial relationships of people and change levels of expectation, as a result, may make 
people vulnerable to recruitment by extremist movements, religious or secular.”137
Diese Annahme wurde von Przeworski infrage gestellt. In einer empirischen Untersuchung hat 
er nachgewiesen, dass positives Wachstum mit einer längeren Überlebensdauer von Demokratie 
korreliert. Wirtschaftliche Krisen hingegen stehen im Zusammenhang mit kürzeren Überlebens-
dauern der Demokratie.138 Demgegenüber finden beispielsweise Casper und Tufits eine negative 
Korrelation zwischen Wachstum und Demokratie in den nicht-OECD Ländern.139
Neben den zentralen sozio-ökonomischen Faktoren betrachtet Lipset außerdem die Effektivität 
und Legitimität des Regimes. Effektivität beschreibt er als die Problemlösungskompetenz des Sys-
tems und somit als eine instrumentelle Dimension. Legitimität entsteht durch Bewertung des Sys-
tems als gerechtfertigt, beziehungsweise der Glaube der Gesellschaft daran, dass die Institutionen 
in Ihrer aktuellen Form keiner Änderung bedürfen. In beiden Dimensionen ist zentral, wie diese 
Kompetenzen von der Bevölkerung wahrgenommen werden. Hierbei lautet die Annahme, dass 
Modernisierung notwendig ist für die Herstellung von Demokratien140 während Effektivität und 
Legitimität notwendig sind für deren Erhalt.141 
136 Lipset 1959: 83. 
137 Lipset 1994: 17.
138 Vgl. Przeworski und Limongi 1997: 167f. 
139 Vgl. Casper und Tufis 2003: 203.
140 Demgegenüber steht die Annahme, dass Demokratien auf jedem Modernisierungslevel errichtet werden können, 
deren Stabilität aber vom Grad der Modernisierung abhängt. Vgl. Przeworski und Limongi 1997: 177; Merkel und 
Thiery 2010: 192.
141 Vgl. Lipset 1959: 86 f. 
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Der Zusammenhang zwischen Modernisierung und Demokratisierung konnte in einer Vielzahl 
von Studien nachgewiesen werden142. Gleichzeitig ist der Ansatz aber auch weitreichender Kritik 
ausgesetzt. Dieser betrifft in erster Linie den vermeintlichen Determinismus zwischen Wohlstand 
und Demokratisierung. Während eine Korrelation zwischen Demokratie und wirtschaftlicher Ent-
wicklung zweifelsohne vorliegt, sei diese nicht als Kausalität zu interpretieren.143 
Der Vorwurf des Determinismus ist besonders mit Blick auf den klassischen modernisierungsthe-
oretischen Ansatz von Lipset nicht haltbar, da er lokale abweichende Fälle erkennt und diese auf 
potenzielle historische Besonderheiten zurückführt.144 
“Even our most obvious generalizations concerning the beneficent effects of econom-
ic development need not work in a particular country. […]Clearly then, we cannot 
generalize by a formula. The various factors I have reviewed here do shape the prob-
abilities for democracy, but they do not determine the outcomes.”145
Als strukturalistische Weiterentwicklung der Modernisierungstheorie wird des Weiteren die Vertei-
lung der Ressourcen betrachtet. Hierbei lautet die Annahme, dass Gleichheit Demokratien begün-
stigt: 
“Democracy […] is a delicate political arrangement that comes into place under a 
very special set of circumstances. Have too much inequality and asset specificity and 
a country is almost certain to be perennially under dictatorship. If by chance democ-
racy is introduced in a country whose levels of inequality and/or asset specificity ex-
ceed a certain threshold, the country is likely to experience political unrest and revert 
back to authoritarianism.”146 
Dies bezieht sich nicht allein auf die Einkommensgleichheit, sondern kann auch auf weitere Indi-
katoren, angewendet werden, die bereits in der Modernisierungstheorie adressiert wurden, bei-
spielsweise Zugang zur Bildung. Ein einflussreicher Ansatz hierbei ist der Machtdispersionsansatz 
von Vanhanen.147 Dieser basiert auf der Grundannahme, dass die Verteilung bestimmter Macht-
ressourcen die Natur des Regimes bedingt und knüpft unter Anderem an die Überlegungen zu 
der Bedeutung der Klassenstruktur in der Modernisierungstheorie an: 
142 Vgl. Przeworski und Limongi 1997: 165, Kollmorgen 2015: 116.  
143 Schmidt 2010: 418.
144 Vgl. Lipset 1959: 72.
145 Lipset 1994: 17.
146 Aleman und Yang 2011: 6.
147 Merkel und Thiery 2010: 193; Brückner 2015: 108.
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„Democracy will emerge under conditions where power resources have become so 
widely distributed that no group is any longer able to suppress its competitors or to 
maintain hegemony.“148
Machtressourcen meinen nicht den Zugang zu politischer Macht. Vielmehr geht es um die Vertei-
lung wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Ressourcen, welchen eine machtrelevante Bedeutung 
zugeschrieben wird.149 Hinter dieser Überlegung steht die Idee, dass in Gesellschaften, in denen 
die Machtressourcen zwischen den gesellschaftlichen Gruppen mehr oder weniger gleich verteilt 
sind, keine Gruppe in der Lage ist, unterlegene Gruppen zu unterdrücken. Hieraus folgt Stabilität 
des Regimes.150 Ungleichheit in der Verteilung dieser Ressourcen erhöht die Wahrscheinlichkeit 
von Revolutionen und ist somit Systemwechseln allgemein zuträglich. Der Erhalt der Demokra-
tie ist wahrscheinlicher, je weniger die Machtressourcen konzentriert sind, während eine zuneh-
mende Konzentrierung der Machtressourcen die Wahrscheinlichkeit von demokratischer Instabi-
lität steigert.151
3.2.2 Institutionelle Grundvoraussetzungen
Neben den sozio-ökonomischen Grundvoraussetzungen des Modernisierungs- und Machtdisper-
sionsansatzes werden im Folgenden Theorien zur Erklärung der demokratischen Konsolidierung 
mit Bezug auf die institutionelle Ausgestaltung des politischen Systems berücksichtigt. Diese wur-
den bereits bei Lipset in Form von Effektivität und Legitimität als zentrale Bedingungen einführt. 
Zur Stabilisierung einer Demokratie werden vom politischen System Inklusivität, Effektivität und 
Effizienz erwartet.152 Liegen diese nicht vor, wird eine Reautokratisierung wahrscheinlicher. 
Die verfassungsmäßige Ausgestaltung des Regierungssystems153 spielt in der Betrachtung der ins-
titutionellen Bedingungen eine große Rolle. Eine der zentralen Thesen wurde von Juan Linz formu-
liert: Sowohl für Demokratisierung als auch für Konsolidierung von Demokratien seien parlamen-
tarische Regierungssysteme erfolgversprechender als präsidentielle. Diese Annahme basiert auf 
der empirischen Beobachtung, dass Demokratien mehrheitlich parlamentarisch organisiert sind. 
Linz stützt seine Annahme auf eine Analyse der Nachteile präsidentieller Regierungssysteme.154 
148 Vanhanen 1984: 18.
149 Vgl. Schmidt 2010: 415f; Merkel und Thiery 2010: 193.
150 Vgl. Brückner 2015: 109.
151 Vgl. Acemoglu und Robinson 2006: 37.
152 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 204.
153 Regierungssystem ist hier klar vom Regimebegriff abzugrenzen. Der Begriff Regime bezieht sich auf den Zugang 
zur Herrschaft (vgl. Kapitel 2), während Regierungssystem das institutionelle Arrangement der Gewaltenteilung 
innerhalb der Regierung meint (Vgl. Hartmann 2015: 30). 
154 Vgl. Linz 1990: 51.
34 Kristin Eichhorn: Determinanten von Reautokratisierungen
Als grundlegendes Problem wird hierbei die duale Machtlegitimation betrachtet. Da sowohl Par-
lament als auch Präsident vom Volk gewählt werden, liegt eine duale demokratische Legitimation 
vor. Diese ermöglicht eine Machtkonkurrenz zwischen Präsidenten und Parlament. Insbesondere 
wenn der Präsident und die parlamentarische Mehrheit verschiedenen politischen Lagern ange-
hören, können Systemkrisen eintreten. Diese führen zu Einbußen im Bereich der Effizienz und Ef-
fektivität. Außerdem ist die feste Regierungszeit des Präsidenten ein Problem für die Effizienz, da 
der Wahlzeitpunkt zu einer strategischen politischen Kenngröße wird. Unangenehme politische 
Entscheidungen werden nicht vor Wahlen getroffen. Somit wird der politische Prozess inflexibel. 
Durch das exklusive Wahlsystem ist hinzukommend eine Einschränkung der politischen Inklusi-
on systeminhärent. Präsidentschaftswahlen sind üblicherweise ein Nullsummenspiel, in dem der 
Verlier der Wahl aus der Politik ausgeschlossen wird.155
Ähnlich wie in der Modernisierungstheorie sind auch hier abweichende Fälle vorstellbar. So 
liegt in den Vereinigten Staaten beispielsweise ein präsidentielles System vor. Dennoch ist die 
Demokratie bisher stabil.156 Während in der Modernisierungstheorie die abweichenden Fälle auf 
Grund historischer Besonderheiten erklärt wurden, bezieht sich Linz auf die Charakteristika der 
politischen Amtsinhaber:
„Heavy reliance on the personal qualities of a political leader-on the virtue of a states-
man, if you will – is  a risky course, for one never knows if such a man can be found 
to fill the presidential office. But while no presidential constitution can guarantee a 
Washington, a Juarez, or a Lincoln, no parliamentary regime can guarantee an Ade-
nauer or a Churchill either.“157
Hinzukommend ist die verfassungsmäßige Ausgestaltung des Regierungssystems allein nicht aus-
sagekräftig. So bedarf es beispielsweise in einem parlamentarischen System stabiler Parteien und 
parlamentarischer Fraktionen: 
„Eine parlamentarische Regierung, die zum Spielball fragiler parlamentarischer Mehr-
heiten würde, ginge auf Kosten der politischen Stabilität. Ohne den Rückhalt der par-
lamentarischen Mehrheit könnte sie nicht mehr effektiv regieren.“158 
Zunächst betrachtet Linz nur parlamentarische und präsidentielle Systeme, während Semipräsi-
dentialismus unbeachtet bleibt. In weiterführenden Untersuchungen wurde argumentiert, dass 
155 Vgl. Linz 1990: 53ff.
156 Vgl. Linz 1990: 68.
157 Linz 1990: 69.
158 Hartmann 2015: 46.
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auch semipräsidentielle Systeme Instabilität bedingen.159
In jüngster Zeit gewinnen sogenannte Governance-Ansätze zunehmend Einfluss.160 Governance 
meint die Regierungsmethode und bezieht sich beispielsweise auf Rechtsstaatlichkeit und Kor-
ruption161. Als Good Governance wird eine effiziente und effektive Regierungsmethode verstanden, 
welche bereits in den modernisierungstheoretischen Ansätzen thematisiert wurden. Nur durch 
gute Governanceleistung können die Effekte von Modernisierung und Wachstum auch eine posi-
tive Wirkung auf Regime haben. Es wird eine Interdependenz von Modernisierung und guter Go-
vernanceleistung vermutet:  
„Without significant improvements in governance, economic growth will not take off 
or be sustainable. Without legal and political institutions to control corruption, pun-
ish cheating, and ensure a level economic and political playing field, pro-growth poli-
cies will be ineffective and their economic benefits will be overshadowed or erased“162
Werden zentrale Grundsätze des Rechtsstaates durch politische Akteure verletzt, beispielsweise 
durch Korruption, sinkt die Effizienz und Effektivität des politischen Systems.163 Ausbleibende Ver-
besserung der Governace in jungen Demokratien führen zu Unzufriedenheit mit dem neuen Re-
gime und steigern somit die Chance der Reautokratisierung.164
Governance als Regierungsmethode bezeichnet somit ein Ergebnis des Regimes und würde in der 
liberalen Lesart als Bedingung der Demokratie gelten. Somit läge hier ein Zirkelschluss vor. Be-
trachtet man allerdings reine Wahldemokratien, ist die Methode der Regierungsführung nicht re-
levant, solange die entsprechenden Wahlmechanismen eingehalten werden. 
159 Vgl. Merkel und Thiery 2010: 204.
160 Vgl. Merkel & Thiery, 2010: 204; Merkel, 1998: 48.
161 Vgl. Hartmann 2015: 143.
162 Diamond 2008:42.
163 Vgl. Lauth und Wagner 2006:28, 36.
164 Vgl. Diamond 2008: 37.
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4. Methodische Konzeptualisierung
Auf Basis der Konzeptspezifikation von Reautokratisierungen sowie den theoretischen Vo-
rüberlegungen zu den Bedingungen von Systemwechseln werden im Folgenden die Ope-
rationalisierung der Variablen sowie die Untersuchungsmethode vorgestellt. 
4.1  Abhängige Variable: Reautokratisierung
In der vorliegenden Arbeit werden Reautokratisierungen als abhängige Variable (AV) anhand der 
Liste elektoraler Demokratien (LED) von Freedom House gemessen. Diese ist nicht zu verwechseln 
mit dem FWI, basiert aber auf dem gleichen Datensatz mit einigen Einschränkungen. Die seit 1989 
geführte Liste gibt in einer binären Codierung Auskunft darüber, ob ein Staat als Wahldemokratie 
gilt. Zentral in der Messung ist der elektorale Prozess, welcher als Teil der Dimension der politischen 
Rechte des FWI gemessen wird. Berücksichtigt wird, ob sowohl die Exekutive als auch die Legisla-
tive in freien Wahlen gewählt werden und ob die Wahlmechanismen als fair eingestuft werden.165 
Abbildung 2: Wahldemokratien von 1989 bis 2014
Der Datensatz enthält Informationen für 2.989 Länderjahre166, wovon etwa 74 % als Wahldemo-
kratie markiert werden. Mit Blick auf die dargestellte Kritik am Konzept der Wahldemokratie muss 
berücksichtigt werden, dass im Abgleich mit dem FWI zwar die Mehrheit der Wahldemokratien 
165 Eine genaue Aufschlüsselung der messrelevanten Indikatoren bietet der Methodenbericht. Vgl. Freedom House 
2014: 3.
166 Enthalten sind Daten für die Jahre 1989 bis 2014 in bis zu 194 Ländern. Ein Länderjahr meint die Angabe eines 
Wertes für ein Land in einem Jahr. 
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gleichzeitig als frei bewertet werden. Etwa 25 % werden aber nur als teilweise frei markiert. Diese 
können somit nicht als liberale Demokratie gelten (siehe Abbildung 2).
Zur Messung von Reautokratisierungen wird die LED in eine binäre Variable mit der folgenden Co-
dierung transformiert: 
0 = keine Reautokratisierung 
1= Reautokratisierung
Hierbei werden die in der Konzeptspezifikation formulierten Bedingungen berücksichtigt. Aus-
gangspunkt von Reautokratisierungen sind Wahldemokratien, welche mindestens drei Jahre be-
standen. Eine Reautokratisierung (AV=1) wird für das erste Länderjahr nach dem Verlust der Wahl-
demokratie (AV=0) gemessen. Autokratische Länderjahre werden nicht berücksichtigt, da in diesen 
Jahren Reautokratisierungen nicht möglich sind.167
4.2 Unabhängige Variablen
Auf Basis der vorgestellten Theorien werden die Zusammenhänge mit fünf unabhängigen Varia-
blen überprüft. Die Variablen werden in zwei Dimensionen unterteilt. Die sozio-ökonomische Di-
mension beinhaltet den Modernisierungsgrad, Wachstumsraten sowie die Verteilung des Einkom-
mens. Die politisch-institutionelle Dimension bezieht sich auf das Arrangement der politischen 
Institutionen und deren Effektivität und Effizienz. 
4.2.1 Sozio-ökonomische Dimension 
In die sozio-ökonomische Dimension fällt als unabhängige Variable der Grad der Modernisierung 
(UV
1
). Dieser wird anhand des Human Development Indexes (HDI) gemessen. Der von den Verein-
ten Nationen erhobene HDI setzt sich aus den Komponenten Lebenserwartung, Bildungsniveau 
und pro-Kopf Bruttoinlandsprodukt zusammen und kann metrische Werte zwischen 0 und 100 an-
nehmen, wobei 100 einem sehr hohen Entwicklungsgrad entspricht.168 Es wird eine positive Kor-
167 Zur Population werden nur Fälle gezählt, in denen tatsächlich eine Reautokratisierung stattfinden könnte. Auto-
kratische Länderjahre werden in der AV als missing values codiert. Details diesbezüglich werden in Kapitel 4.3.2. 
beschrieben.
168 Üblicherweise wird der HDI im Wertebereich {0;1} mit drei Nachkommastellen angegeben. Da in logistischen Re-
gressionsanalysen allerdings die Veränderung der unabhängigen Variablen um eine Einheit eine zentrale Größte 
in der Interpretation der Ergebnisse ist (vgl. Kapitel 4.3.1), wird der HDI hier durch die Multiplikation der Werte um 
100 auf Wertebereich {0;100} normiert, um so dessen Veränderungsmöglichkeiten feinteiliger abzubilden. Da in 
den Ausgangsdaten der HDI auf 15 Nachkommastellen genau angegeben wurde, stellt diese Transformation kei-
nen Datenverlust dar. 
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relation mit  Reautokratisierungen vermutet:
Hypothese H
1
: Je höher der Grad der Modernisierung, desto niedriger ist die Wahrschein-
lichkeit der Reautokratisierung. 
Des Weiteren werden die wirtschaftlichen Wachstumsraten (UV
2
) berücksichtigt. Die Theorien und 
empirische Untersuchungsergebnisse bezüglich der Bedeutung von wirtschaftlichen Krisenzei-
ten und überhöhten Wachstumsraten kommen zu widersprüchlichen Ergebnissen. In der vorlie-
genden Arbeit wird angenommen, dass sowohl außergewöhnlich hohes Wirtschaftswachstum als 
auch wirtschaftliche Krisenzeiten Reautokratisierungen begünstigen. 
Extremes Wirtschaftswachstum stellt zwar in den meisten Fällen eine Verbesserung der unmittel-
baren Lebensbedingungen dar. Booms führen aber gleichzeitig zu einem abrupten Bruch mit der 
üblichen Lebensweise. Lipset vermutete eine funktionale Interdependenz der Modernisierungs-
faktoren.169 Dementsprechend sind koordinierte Veränderungen der Modernisierungsfaktoren ge-
meinsam notwendig. Hier wird also überprüft, ob sich einer der Modernisierungsfaktoren über-
durchschnittlich schnell entwickelt und somit im Vergleich zu den verbleibenden Faktoren einen 
zu großen Vorsprung entwickelt. Ebenso haben wirtschaftliche Krisen ein systemdestabilisieren-
des Potenzial, da die hierdurch verschlechterten Lebensbedingungen zu einer allgemeinen Unzu-
friedenheit führen. Krise bezieht sich nicht nur auf negatives Wachstum, sondern auch auf Stag-
nation beziehungsweise unterdurchschnittliche Wachstumsraten.
Es wird also ein u-förmiger Zusammenhang vermutet. Sowohl Wirtschaftsbooms als auch Krisen 
begünstigen Reautokratisierungen. Um diesen vermuteten Zusammenhang mathematisch dar-
zustellen, bedarf es einer Transformation der Ausgangsdaten. 
Die Ausgangsdaten für die Variable sind das jährliche pro-Kopf Bruttoinlandsprodukt (BIP) ange-
geben in US-Dollar.170 Hieraus wird zur Sichtbarmachung der Wachstumsraten die relative Ver-
änderung des BIP über einen Zeitraum von fünf Jahren berechnet. Da die Wahrnehmung von 
wirtschaftlichen Krisen nicht nur bei negativem Wachstum eintritt, sondern auch bei unterdurch-
schnittlichem oder sehr niedrigem Wachstum, werden diese Werte zentriert. 
Für die Zentrierung wird zunächst für jedes Land der Mittelwert der Wachstumsraten über den 
Untersuchungszeitraum bestimmt. Im folgenden Schritt wird für jedes Länderjahr der Mittelwert 
des entsprechenden Landes von der aktuellen Wachstumsrate subtrahiert. Hierdurch wird der ur-
sprüngliche Mittelwert zum neuen Nullpunkt der Variable. Es kann nun für jedes Länderjahr ange-
geben werden, ob die Wachstumsraten in diesem Jahr  über- oder unterdurchschnittlich für die-
169 Vgl. Lipset 1994: 81ff. 
170 Vgl. World Bank 2014a.
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ses Land ausgefallen sind. Um den Einfluss von Ausreißern in den Daten zu minimieren wird der 
Median zur Berechnung der Mittelwerte herangezogen. 
Entsprechend der Annahme, dass starke Ausbrüche der Wachstumsraten in beide Richtungen 
ein systemdestabilisierendes Potenzial haben, wird der Betrag der zentrierten Variable betrach-
tet. Hierdurch wird nicht mehr nach Krise oder Hochkonjunktur unterschieden, sondern Abwei-
chung vom durchschnittlichen Wachstum dargestellt. Nun kann der ursprüngliche u-förmige Zu-
sammenhang linear abgebildet werden: Je höher die Variable ausfällt, desto stärker weichen die 




: Je stärker die wirtschaftlichen Wachstumsraten von den mittleren landes-
spezifischen Wachstumsraten abweichen, desto wahrscheinlicher sind Reautokratisie-
rungen. 
Entsprechend des Machtdispersionsansatzes wird außerdem die Einkommensverteilung (UV
3
) be-
rücksichtigt. Hierfür wird der GINI-Koeffizient als Indikator herangezogen. Dieser kann Werte zwi-
schen 0 (absolute Diffusion des Einkommens) und 100 (absolute Konzentration des Einkommens) 
annehmen. Die Einkommensverteilung bildet allerdings nur einen Teil der von Vanhanen vorge-
schlagenen Indikatoren172 für die Dispersion der Machtressourcen ab, daher kann diese Variable 
nicht generell als Machtdispersion bezeichnet werden: Berücksichtigt wird nur die Verteilung der 
Macht auf Basis der Verteilung des Einkommens. 
Hypothese H
3
: Je höher die Konzentration des Einkommens, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit einer Reautokratisierung.  
4.2.2 Stabilitätsdimension
Mit Blick auf die Theorien bezüglich des Zusammenhanges zwischen institutioneller Ausgestal-
tung des Regierungssystems und Stabilität des Regimes wird hier der Typ des Regierungssystems 
(UV
4
) berücksichtigt. Da es sich hierbei um eine kategoriale Variable handelt, die nicht anhand einer 
171 Die volle Bezeichnung der Variable UV
2
 lautet Abweichung der Fünfjahreswachstumsraten des BIP pro Kopf von 
den mittleren landesspezifischen Wachstumsraten. Zu Gunsten der Übersichtlichkeit und des Leseflusses wird in 
den Tabellen UV
2 
als „Wachstumsraten (Betrag, zentriert)“ bezeichnet. In der Problembetrachtung wird zur Über-
prüfung des u-förmigen Zusammenhangs auf den Betrag verzichtet um den Unterschied zwischen Krisen und 
Booms darzustellen. Diese Betrachtungen werden durch die Bezeichnung „Wachstumsraten (zentriert)“ kenntlich 
gemacht. 
172 In der vorliegenden Arbeit der von Vanhanen erstellte Index der Machtressourcen nicht verwendet werden, da 
dieser nur für das Jahr 2007 vorliegt und im Rahmen dieses Forschungsvorhabens nicht für den gesamten Unter-
suchungszeitraum berechnet werden kann.
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Skala dargestellt werden kann, müssen zur Berücksichtigung Dummy-Variablen173 erstellt werden. 
Einbezogen werden semipräsidentielle und präsidentielle Regierungssysteme. Parlamentarische 
Regierungssysteme dienen hierbei als Referenzkategorie. Aufgrund des kategorialen Skalenni-
veaus der Variable muss die Hypothese als Wahrscheinlichkeitsverhältnis für die einzelnen Kate-
gorien formuliert werden:  
Hypothese H
4
: In parlamentarischen Regierungssystemen ist eine Reautokratisierung un-
wahrscheinlicher als in präsidentiellen und semi-präsidentiellen Regierungssystemen.
Aufbauend auf dem vorgestellten Governance-Ansatz wird außerdem der Worldwide Governance 
Indicator (WGI) einbezogen. Der WGI misst Komponenten der Governance in den sechs Dimensi-
onen Rechtsstaatlichkeit, Mitspracherecht und Verantwortlichkeit, politische Stabilität und Abwe-
senheit von Gewalt, Kontrolle der Korruption, Regierungseffektivität und Regierungsqualität. Zur 
Untersuchung von Reautokratisierungen werden aufgrund konzeptioneller Bedenken allerdings 
nur drei der Dimensionen berücksichtigt. Sowohl politische Stabilität und Abwesenheit von Ge-
walt als auch Mitspracherecht der Bevölkerung beziehen sich auf die Auswahl und Überprüfung 
der Regierenden.174 Die Berücksichtigung dieser Dimensionen würde eine zirkuläre Argumentation 
bedingen, da Reautokratisierungen auf Basis der Wahldemokratie operationalisiert werden. Wahl-
demokratien beziehen sich in Hinblick auf das Prinzip der Contestation auf die Auswahl der Regie-
renden. Außerdem wird auf die Dimension der Rechtsstaatlichkeit verzichtet, da ein Mindestmaß 
an Einhaltung verfassungsmäßiger Prinzipen entscheidend ist in der Durchführung von Wahlen. 
Einbezogen werden also die drei verbleibenden Dimensionen des WGI, Kontrolle der Korruption, 
Regierungseffektivität und Regierungsqualität. Diese weisen untereinander ein hohes Maß der Kor-
relation auf, wie in Anhang 2 grafisch dargestellt wird. Um Multikollinearität175 zu vermeiden, wer-
den daher diese Dimensionen zur Variable wahrgenommene Governance-Leistung (UV
5
) aggre-
giert.176 Diese wird als der Mittelwert der drei WGI-Dimensionen operationalisiert und kann Werte 
zwischen -2,5 (schlechte Governance-Leistung) und 2,5 (gute Governance-Leistung) annehmen. 
173 Dummy-Variablen (auch Stellvertretervariablen) werden genutzt, um mehrstufig kategoriale Variablen auf meh-
rere binär codierte Einzelvariablen abzubilden. So kann beispielsweise Geschlecht in statistischen Analysen nicht 
in einer Variable angezeigt werden, da zwischen den Kategorien männlich und weiblich keine numerische Hierar-
chie besteht. Daher werden zu Auswertungszwecken zwei Dummy-Variablen erstellen: männlich und weiblich. 
174 Vgl. Kaufmann et al. 2011: 3.
175 Multikollinearität tritt auf, wenn die Voraussetzung der Unabhängigkeit der erklärenden Variablen untereinan-
der verletzt wird. Insbesondere in Regressionsanalysen (Details zur Methode werden in Kapitel 4.3 erläutert) stellt 
dies eine Gefahr dar, da die Modellschätzungen sehr instabil werden und die Koeffizienten im Grunde genom-
men nicht interpretiert werden können. Vgl. Mayerl und Urban 2010:28.
176 Die neu generierte Variable Governanceleistung weist eine hohe Korrelation (zwischen 0,9623 und 0,9881) mit 
den Ausgangskoeffizienten auf. Hierdurch wird bestätigt, dass diese Form der Indexbildung legitim ist und der 
Datenverlust gering sein sollte, während die Fehlerwahrscheinlichkeit in der statistischen Auswertung verringert 
wurde. 
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Ähnlich wie die Regimetypen ist auch die Mehrheit der Indikatoren des WGI sozial konstruiert. 
Daher werden im WGI ausschließlich Daten zur Wahrnehmung dieser Dimensionen genutzt. 
In vielen Bereichen der Governance ist es abseits der Wahrnehmung nicht möglich, Daten zur 
Darstellung der politischen Realität zu gewinnen. Zwar kann die rechtliche und institutionelle 
Ausgestaltung gemessen werden, diese hat aber nur einen begrenzten Realitätsbezug zur 
Governance. Ferner wird angenommen, dass Wahrnehmungen zwar subjektiv, aber gleichzeitig 
auch handlungsbestimmend für die Akteure sind.177 Es wird eine negative Korrelation zwischen 
Governance-Leistung und Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer Reautokratisierung vermutet: 
Hypothese H
5
: Je höher die wahrgenommene Governance-Leistung, desto unwahrschein-
licher sind Reautokratisierungen.178 
177 Vgl. Kaufmann et al. 2011: 17. 
178 Alle Hypothesen werden in Anhang 1 gesammelt aufgelistet.
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Tabelle 1: Übersicht der Operationalisierung der Unabhängigen Variablen
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4.3 Untersuchungsmethode 
Die aufgestellten Hypothesen werden in einer quantitativen Regressionsanalyse für den Zeitraum 
von 1996 bis 2013 in 1.382 Länderjahren getestet. Im Folgenden werden die Methode der Regres-
sionsanalyse sowie die Untersuchungseinheiten vorgestellt. Die Seltenheit von Reautokratisierun-
gen hat schwerwiegende Implikationen für die Anwendung der Methode. Daher werden Beson-
derheiten der logistischen Regressionsanalyse für seltene Ereignisse gesondert betrachtet. 
4.3.1 Binär-logistische Regressionsanalyse
Die Regressionsanalyse ermöglicht es, den statistischen Zusammenhang zwischen der abhängi-
gen und den unabhängigen Variablen mathematisch zu bestimmen. Anhand computergesteuer-
ter Datenanalyseprogramme können so auch umfangreiche quantitative Daten erfasst und Zu-
sammenhänge untersucht werden. 
Aufgrund der binären Verteilung der abhängigen Variable muss eine binär-logistische Regression 
durchgeführt werden. Hierbei handelt es sich um eine besondere Art der linearen Regressions-
analyse. Logistische Regressionen ermöglichen die Schätzung der (logarithmierten) Chance für 
das Eintreten eines Ereignisses (AV=1) auf Basis der Einflussstärke verschiedener Bestimmungs-
gründe (UVen).179 
Die Interpretation der Parameter einer logistischen Regression stellt sich schwieriger dar als für li-
neare Regressionsanalysen. Daher werden die jeweiligen Parameter und deren Interpretation hier 
kurz vorgestellt. 
In logistischen Regressionsanalysen wird eine Konstante a berechnet. Diese gibt die logarithmierte 
Chance für das Eintreten des Ereignisses (AV=1)  an, wenn alle UVen bei 0 liegen.180 Da in der vorlie-
genden Arbeit nicht alle Variablen den Wert null in den empirischen Daten erreichen, wären eine 





 die Daten verschoben, sodass der niedrigste beobachtete Wert null ist. 
Durch diese Verschiebung kommt es zu keiner Veränderung der Verteilung selbst. Hierdurch gibt 











den niedrigsten beobachteten Wert anneh-
men (höchste beobachtete Gleichverteilung des Einkommens und niedrigster Modernisierungs-
179 Vgl. Diekmann 2009: 740. Eine einführenden Betrachtung der Methode der Regressionsanalyse bieten Mayerl und 
Urban 2010. Weiterführende Informationen zu den zugrundeliegenden Theorien und Formel bieten Tabachnick 
und Fidell 2007: 195-242. Beide sind hier die Grundlage der Darstellung der Methode. 
180 Vgl. Mayerl und Urban 2010: 10.
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grad). Da sich die Interpretation der logarithmierten Chance schwierig gestaltet, wird des Weiteren 
die Chance odds betrachtet. Die Chance gibt den Quotienten der vorhergesagten Wahrscheinlich-
keit für den Eintritt des untersuchten Ereignisses zu dessen Ausbleiben an. Hierbei handelt es sich 
um den Antilogarithmus der Konstante a.181 Für das Verhältnis der Konstante zur Chance sind in 
Tabelle 2 drei Beispiele aufgeführt. So zeigt in Beispiel A die Konstante durch das negative Vorzei-
chen an, dass die Chance für den Eintritt geringer ist als für das Ausbleiben des untersuchten Er-
eignisses. Bei gleichen Chancen ist die Konstante 0 (Beispiel B). 
Tabelle 2: Beispiele der Konstante a und der transformierten Chancen
Für jede UV wird ein Korrelationskoeffizient b bestimmt. Hierbei handelt es sich um einen additi-
ven Einheitseffekt: Mit jeder Veränderung der entsprechenden UV um eine Einheit verändert sich 
die logarithmierte Chance des Eintritts des Ereignisses um den entsprechenden Koeffizienten. Üb-
licherweise wird der Korrelationskoeffizient lediglich genutzt, um die Richtung des Zusammen-
hanges entsprechend des Vorzeichens zu bestimmen. Empirisch besser interpretierbar sind die Ef-
fektkoeffizienten odds ratio der unabhängigen Variablen. Die Effektkoeffizienten können für jede 
unabhängige Variable anhand einer Exponenzierung des Korrelationskoeffizienten b bestimmt 
werden. Hierbei handelt es sich um einen multiplikativen Einheitseffekt: Durch Multiplikation der 
Chance der abhängigen Variable und der Effektkoeffizienten der entsprechenden unabhängige Va-
riable kann die Chance errechnet werden, welche vorliegt, wenn die entsprechende unabhängige 
Variable um eine Einheit vom Ausgangswert steigt.182 In Tabelle 3 werden beispielhaft der Zusam-
menhang zwischen den Korrelationskoeffizienten und den Effektkoeffizienten sowie die Berech-
nung der Odds in Abhängigkeit der entsprechenden unabhängige Variable dargestellt. Als Beispiel 
für die Ausgangschancen der abhängigen Variable wurde Beispiel C aus Tabelle 2 eingesetzt.183 
181 Vgl. Mayerl und Urban 2010: 17f.; Tabachnick und Fidell 2007: 461f.
182 Vgl. Tabachnick und Fidell 2007: 461f.; Mayerl und Urban 2010: 17.
183 Die Chancen können auch für andere Werte der UV berechnet werden, entsprechend der Formel: Odds=ea*eb*n, 
wobei x der Wert der entsprechenden UV ist. 
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Tabelle 3: Bespiele des Zusammenhangs der Korrelationskoeffizienten und der Effektkoeffizienten
Hier zeigt sich wiederum, dass die Interpretation der logarithmierten Chance nur für die Vorzeichen 
sinnvoll ist. Leichter interpretierbar ist die Chance. Es wird deutlich, dass die Ausgangschance 2:1 für 
Beispiel D
 
vervierfacht wird, während sie für Beispiel F sinkt. Beispiel E verändert die Chance nicht. 
Neben der Richtung des Zusammenhangs zwischen abhängiger Variable und unabhängiger Va-
riable ist in der Regel von Interesse, welche Variable einen stärkeren Einfluss auf die abhängige 
Variable hat. Während die Korrelations- und Effektkoeffizienten zwar eine Veränderung in dem 
Chancenverhältnis angeben, ist dieses noch immer abhängig vom Umfang des Wertebereiches 
der unabhängigen Variablen. Daher ist es sinnvoll, hinzukommend die standardisierten Korrelati-
onskoeffizienten beta zu betrachten.184 
Während für alle Variablen Koeffizienten geschätzt werden können, müssen nicht alle Effekte statis-
tisch signifikant sein. Der sogenannte p-Wert gibt an, wie wahrscheinlich bei zutreffender Nullhy-
pothese185 die Varianz der abhängigen Variable beobachtet werden kann. Zur Angabe der p-Werte 
werden Signifikanzniveaus definiert.186 Hinzukommend wird die Signifikanz der Regressionsmodel-
le anhand eines Likelihood-Ratio-Test überprüft.187 Ein weiteres Gütemaß für das Modell sind die 
Pseudo-R2-Koeffizienten. Sie geben an, welcher Anteil der Varianz der abhängigen Variable durch 
die Berücksichtigung der unabhängigen Variablen erklärt werden kann. Als Referenz dient hierbei 
die Nullhypothese. Üblicherweise gilt ein Modell als gut ab einem Wert von R2=0,2. Dieser markiert 
eine Erhöhung der Varianzaufklärung im Vergleich zum Nullmodell um 20 %.188
184 Vgl. Stoltzfus 2011: 1110.
185 Als Nullhypothese wird die Annahme bezeichnet, dass die Varianz der AV durch Zufall entsteht und nicht durch 
die überprüften unabhängigen Variablen erklärt werden kann. Vgl. Tabachnick und Fidell 2007: 34f.
186 Angegeben werden die Signifikanzniveaus in den Ergebnissen anhand von Asterisken an den Korrelationskoeffi-
zienten. Hierbei wird die p-Werte folgende gängige Zuordnung gewählt: * - signifikant mit bei maximal 0,05; ** - 
signifikant bei maximal 0,01; und *** - signifikant bei maximal 0,001. 
187 Hierbei handelt es sich um einen ein χ2-Test der G-Werte. Vgl. Mayerl und Urban 2010: 22. Es werden die gleichen 
Signifikanzniveaus wie für die UV verwendet. 
188 Vgl. Mayerl und Urban 2010: 24. 
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4.3.2 Population, Fälle und Untersuchungszeitraum 
Für die Durchführung der Untersuchung wurde auf Basis frei zugänglicher Datensätze ein ma-
schinenlesbarer Datensatz erstellt. Der Datensatz wurde für eine logistische Regressionsanalyse in 
der Programmiersprache R unter Anwendung der Open-Source Software R-Studio aufgearbeitet.
Als Fall werden in der vorliegenden Masterarbeit Länderjahre betrachtet. Hierbei ist der Anspruch, 
so viele Daten wie möglich zu verwenden, da so die Zuverlässigkeit der Regressionsanalyse verbes-
sert werden kann. Trotzdem werden aus konzeptionellen Überlegungen heraus nicht alle Länder 
und Territorien als Teil der Population betrachtet. Die Chance einer Reautokratisierung zu schät-
zen ist nur sinnvoll, sofern diese tatsächlich eintreten kann.189 In Ländern, die während des Unter-
suchungszeitraumes durchgängig autokratisch waren, können keine Reautokratisierungen auf-
treten. Sie sind daher nicht Teil der Population (Gruppe A, Anhang 3). Des Weiteren müssen aus 
methodischen Gründen Länder, deren Einwohnerzahl unter einer Million liegt, aus der Untersu-
chung ausgeschlossen werden (Gruppe B, Anhang 3). Zwar können hier teilweise Reautokratisie-
rungen auftreten, allerdings liegen die Daten der UVen für diese Länder nur im unzureichenden 
Maße vor. Insbesondere der GINI-Koeffizient und der WGI weisen hohe Fehlquoten auf. In Regres-
sionsanalysen haben missing values den Effekt, dass die Parameter nicht geschätzt werden kön-
nen und die Fälle aus der Untersuchung fallen würden. Daher werden sie in Hinblick auf den Auf-
wand der Datensammlung hier a priori ausgeschlossen.  
Einbezogen wurden alle 102 Länder, die im Untersuchungszeitraum mehr als drei Jahre konsekutiv 
demokratisch waren (Gruppe C & D, Anhang 3). Neben der Eingrenzung der Untersuchungsregi-
on aufgrund fehlender Daten für kleine Länder werden keine weiteren Eingrenzungen vorgenom-
men. Trotzdem sind aber nicht für alle Länder in Gruppe C und D im gesamten Untersuchungs-
zeitraum von 1996 bis 2013 durchgehend Länderjahre einbezogen. Dies kann einerseits an einer 
späteren Demokratisierung oder einer autokratischen Phase liegen. Hinzukommend liegen ver-
einzelt missing values vor. Einen detaillierten Überblick der berücksichtigten Länderjahre der Län-
der aus Gruppe C und D bietet Anhang 4. Für die 102 Länder werden somit im Zeitraum von 1996 
bis 2013 ein Umfang von 1.382 Fälle verzeichnet. 
Diese Vorgehensweise erlaubt die Vermutung, dass eine Fallauswahl auf Basis der abhängigen Va-
riable vorgenommen wurde, was in den vergleichenden Politikwissenschaften als ein Tabu gilt.190 
Das ist allerdings nicht der Fall. Zunächst wurde die gesamte Population bestimmt. Aus der Popu-
lation wurden alle Länderjahre berücksichtigt, für die ausreichend Daten vorliegen. Da aufgrund 
systematisch fehlender Daten in kleineren Ländern diese komplett ausgeschlossen werden muss-
189 Vgl. Aleman und Yang 2011: 14; Fromm 2005: 20.
190 Vgl. Geddes 1990: 133.
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ten, wird davon Abstand genommen, diese Untersuchung als eine Totalerhebung zu bezeichnen. 
Alle antizipierten unabhängigen Variablen weisen Varianz auf. Dies wird grafisch Anhand von Box-
plots und Tabellen im Anhang 5 dargestellt. 
4.3.3 Logistische Regressionen für seltene Ereignisse 
Reautokratisierungen sind seltene Ereignisse. In der Untersuchungsregion wurden sie während 
des Untersuchungszeitraumes in nur 2,32 % der Länderjahre verzeichnet. Diese Seltenheit erfor-
dert besondere Berücksichtigung bei der Anwendung der logistischen Regression und der Gestal-
tung der Regressionsmodelle.  
Üblicherweise gilt die Faustregel, dass pro unabhängiger Variable mindestens zehn Fälle in der 
kleineren Kategorie der abhängigen Variable vorhanden sein sollten. Wird diese Regel missachtet, 
besteht die Gefahr der sogenannten Überanpassung191. Dies hat zur Folge, dass durch die Hinzu-
nahme weiterer Variablen die Modellgüte scheinbar erhöht wird, die Variablen selbst aber nicht si-
gnifikant sind.192 Hinzukommend werden durch Überanpassung die Modelle instabil. Im Hinblick 
auf die Verteilung der Fälle in der abhängigen Variable sollten also hier nicht mehr als drei Varia-
blen gleichzeitig überprüft werden. Da insgesamt fünf Variablen193 für den Test vorgesehen sind, 
wird hier ein schrittweises Verfahren angewendet. Zunächst werden separate Regressionsanalysen 
für die Modelle durchgeführt. Im jeweils ersten Modell werden alle Variablen berücksichtigt. Durch 
die Methode der rückläufigen Eliminierung194 werden dann insignifikante Variablen ausgeschlos-
sen. Im Endmodell werden die signifikanten Variablen des sozio-ökonomischen Modells und des 
politisch-institutionellen Modells zusammengeführt. 
Die Effekte der Seltenheit des Ereignisses für die Parameterschätzung in logistischen Regressio-
nen sind umstritten. King und Zeng argumentieren, dass die Seltenheit zur Folge hat, dass der Ein-
tritt des Ereignisses durch die logistische Regressionsanalyse tendenziell unterschätzt wird.195 Sie 
schlagen daher eine auf die Seltenheit der Fälle angepasste Stichprobenziehung vor. Im under-
sampling wird in der Untersuchung eine Fallauswahl abweichend von der Population getroffen: 
Es werden alle AV=1 berücksichtigt und nur ein Teil der AV=0 wird durch Zufall gezogen. Demge-
genüber werden im oversampling alle Fälle der Population berücksichtigt. Allerdings wird durch 
191 Teilweise wird hierfür auch der englische Begriff overfitting verwendet. Bezeichnet werden damit Regressions-
modelle, die durch einen niedrigen Verhältniswert von Fällen der kleineren Kategorie der AV zu der Zahl der im 
Modell aufgenommenen UVen die Schätzungen auf den Datensatz anpassen. Hierdurch werden die Gütema-
ße scheinbar verbessert, die Ergebnisse sind aber kaum für die Grundgesamtheit anwendbar. Vgl. Stoltzfus 2011: 
1101; Tabachnick und Fidell 2007: 442.
192 Vgl. Stoltzfus 2011: 1102.
193 Betrachtet man die Dummys für Typ des Regierungssystem als Einzelvariablen sind es sechs. 
194 Backwards Elimination. Vgl. Stoltzfus 2011: 1102.
195 Vgl. King und Zeng 2001: 138.
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eine Zufallsziehung aus dem Pool der AV=1 die Zahl der Ereignisse künstlich erhöht.196 Beide He-
rangehensweisen haben zur Folge, dass die berechnete Konstante der Regressionsanalyse nicht 
interpretierbar ist. Da hier bereits alle für die Population vorhandenen Daten gesammelt wurden, 
ist ein undersampling nicht sinnvoll, da trotz der Seltenheit des Ereignisses noch immer gilt, dass 
umfangreichere Daten bessere Ergebnisse bewirken. Diese Methode ist also dann sinnvoll, wenn 
die Daten noch nicht vorliegen und somit die Kosten der Erhebung gesenkt werden können. Bei-
de Methoden nehmen eine Stichprobenziehung auf Basis der Streuung der abhängigen Variable 
vor, was vermieden werden sollte.197
Für die Auswertung der vorliegenden Arbeit wurden sowohl eine klassische logistische Regressi-
onsanalyse als auch oversampling198 getestet. Die Ergebnisse des oversamplings zeigten kaum si-
gnifikante Unterschiede zu der klassischen logistischen Regressionsanalyse. Im Hinblick auf die 
mangelhafte Interpretierbarkeit der Konstanten   im oversampling und die Bedenken bezüglich 
der Stichprobenziehung auf Basis der AV wird trotz der Seltenheit des Ereignisses diese Methode 
nicht weiter verfolgt.
196 Vgl. King und Zeng 2001: 141.
197 Vgl. Geddes 1990: 133f.
198 Die Stichprobenziehung wurde getestet für 60, 96 und 160 Fälle. 
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5. Empirische Untersuchung
Zum Test der aufgestellten Hypothesen wurde anhand der vorgestellten Variablen eine logisti-
sche Regressionsanalyse durchgeführt. Hierfür wird zunächst eine Voraussetzungsprüfung durch-
geführt. Daraufhin werde die Ergebnisse der Regressionsanalyse für das sozioökonomische und 
das politisch-institutionelle sowie das Endmodell vorgestellt. Anhand der Regressionsdiagnostik 
und empirischen Verteilung von Reautokratisierungen werden Sonderfälle detailliert betrachtet. 
Abschließend werden im Rahmen einer Problembetrachtung insignifikante Effekte diskutiert und 
alternative Designs vorgestellt.  
5.1 Voraussetzungsprüfung
Zur Vermeidung von Multikollinearität199 muss die Voraussetzung der Unabhängigkeit der Varia-
blen erfüllt sein.200 Diese sollen sowohl untereinander als auch von der abhängigen Variable un-
abhängig sein. Tabelle 4 zeigt die Korrelationskoeffizienten der Variablen. 
Tabachnick und Fidell definieren 0,90 als kritischen Grenzwert der Korrelation zur Vermeidung 
von Multikollinearität.201 Allerdings muss hierbei beachtet werden, dass sich in der Bestimmung 
der Grenzwerte je nach Disziplin Unterschiede zeigen. Da es sich hier um sozial konstruierte Un-
tersuchungsobjekte handelt, sollte ein niedriger Korrelationskoeffizient berücksichtigt werden.202 
In der Korrelationsmatrix sticht insbesondere der signifikante Korrelationskoeffizient von 0,81 zwi-
schen Modernisierungsgrad (UV
1
) und Governanceleistung (UV
5
) hervor. Da es sich hierbei um Va-
riablen verschiedener Dimensionen handelt, sollte dies in den grundlegenden Regressionsmo-
dellen kein Problem darstellen. Sofern durch signifikante Effekte in den grundlegenden Modellen 
beide Variablen für das Endmodell in Betracht kommen, muss die eventuell eintretenden Multi-
kollinearität berücksichtigt werden. 
199 Vgl. Fußnote 175. 
200 Vgl. Tabachnick und Fidell 2007: 88.; Stoltzfus 2011: 1101. 
201 Vgl. Tabachnick und Fidell 2007: 89.
202 Während keine gesonderten Grenzwerte für politikwissenschaftliche Studien recherchiert werden konnten, zeigt 
sich in Anwendungsbeispielen, dass bereits niedrigere Korrelationskoeffizienten als bedeutsam interpretiert 
werden. So betrachtet Sing beispielsweise 0,73 als hoch korreliert. Hadenius und Toerell bezeichnen 0.79 als 
starke Korrelation. Vgl. Sing 2010: 441; Hadenius und Teorell 2006: 16.
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Tabelle 4: Korrelationsmatrix der unabhängigen Variablen 





), zwischen Einkommensverteilung (UV
3
) und präsidentiellen Re-
gierungssystemen (UV
4
 – erste Dummy-Variable), und zwischen den Dummy-Variablen des Typs 
des Regierungssystems vor. 
5.2 Regressionsmodelle
In Tabelle 5 werden die Korrelationskoeffizienten, Signifikanzniveaus und grundlegende Maße der 
Modellgüte dargestellt. Im Folgenden werden zunächst nur die signifikanten Effekte in den Mo-
dellen interpretiert. Eine Problemanalyse und Diskussion der insignifikanten Effekte wird in Kapi-
tel 5.4 vorgenommen. 
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Tabelle 5: Ergebnisse der Logistischen Regressionsanalyse (N=1382)
5.2.1 Sozio-ökonomisches Modell
Im sozioökonomischen Modell weisen der Modernisierungsgrad und die Wachstumsraten hoch-
signifikante Effekte auf. Die Einkommensverteilung, welche anhand des Gini-Koeffizienten ope-
rationalisiert wurde, zeigt allerdings keinen signifikanten Effekt. Durch den Verzicht auf diese Va-
riable in Modell II verschlechtern sich die statistischen Gütemaße kaum, während die Signifikanz 
der Konstanten a deutlich zunimmt. 
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Zur weiteren Überprüfung eventueller Abhängigkeiten wurden außerdem Interaktionseffekte ein-
bezogen.203 Hierdurch konnten keine signifikanten Effekte und keine Verbesserung der Ergebnis-
se erreicht werden. Somit kann für die vorliegenden Daten ausgeschlossen werden, dass der Ef-
fekt der Einkommensverteilung auf Reautokratisierungen beispielsweise nur in Abhängigkeit der 
Wachstumsraten eintritt. 
An den Vorzeichen der b-Koeffizienten kann abgelesen werden, dass eine Steigerung der Moder-
nisierung eine Abnahme der Wahrscheinlichkeit von Reautokratisierungen nach sich zieht. Außer-
dem steigt die Wahrscheinlichkeit von Reautokratisierungen mit zunehmender Abweichung der 
Wachstumsraten von den mittleren Wachstumsraten. Im sozioökonomischen Modell könnte die 
Schätzung von Reautokratisierungen im Vergleich zur Nullhypothese um 19 % verbessert werden. 




 bestätigt werden. 
5.2.2 Politisch-institutionelles Modell
Im politisch-institutionellen Modell zeigt sich, dass zunächst nur die Governanceleistung einen 
signifikanten Effekt erzielt. Der Typ des Regierungssystems, welcher durch die Dummy-Variablen 
Präsidentialismus und Semipräsidentialismus einbezogen wird, ist insignifikant. Auch hier wird 
wiederum deutlich, dass der Verzicht auf diese Variablen in Modell 4  kaum eine Verschlechterung 
der Modellgüte nach sich zieht.
Eventuelle Interaktionseffekte konnten in diesem Modell keine signifikanten Ergebnisse erzielen. 
Des Weiteren wurde der Tausch der Referenzkategorie in der Variable Typ des Regierungssystems 
(UV
4
)  getestet.204  Durch Berücksichtigung von Parlamentarismus als Dummy-Variable und Präsi-
dentialismus als Referenzkategorie konnte zwar der z-Wert für semi-präsidentielle Systeme gestei-
gert werden, allerdings blieb die Irrtumswahrscheinlichkeit weiterhin hoch. 
Mit dem Modell konnte die Schätzung der Chance von Reautokratisierungen um 24 % im Ver-
gleich zur Nullhypothese verbessert werden. Hypothese H
4
, die einen negativen Zusammenhang 
zwischen Governanceleistung und Chance der Reautokratisierungen vermutet, wird im Rahmen 
dieses Modells bestätigt. 
203 Die Überprüfung einzelner Interaktionseffekte als Zwischenschritt wird zu Gunsten der Übersichtlichkeit in Tabel-
le 5 nicht angegeben. Dies erscheint auch insoweit legitim, da keine signifikanten Effekte auf Basis von Interaktio-
nen entdeckt wurden. 
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5.2.3 Endmodell
Aufbauend auf die Ergebnisse des sozio-ökonomischen und politisch-institutionellen Modells wird 
ein Endmodell generiert. In diesem werden die signifikanten Effekte der grundlegenden Model-
le kombiniert. Da sowohl Modernisierungsgrad (UV
1
) als auch Governanceleistung (UV
5
) in den 
grundlegenden Modellen hochsignifikante Effekte aufweisen, muss aufgrund der Korrelation zwi-
schen diesen Variablen erneut die Frage der Gefahr der Multikollinearität adressiert werden. In der 
entsprechenden Literatur werden verschiedene Methoden im Umgang mit korrelierten Variablen 
vorgeschlagen.204 Eine Möglichkeit bietet eine Indexbildung. Diese erscheint aber aufgrund der 
schwierigen Interpretierbarkeit hier nicht sinnvoll. Des Weiteren wird eine Kategorisierung einer 
der Variablen vorgeschlagen. So könnte man beispielsweise die Variable Modernisierungsgrad ent-
sprechend der Kategorien des HDI in drei Entwicklungsstufen einteilen. Allerdings ist diese Her-
angehensweise aufgrund der begrenzten Zahl der einzubeziehenden Variablen im vorliegenden 
Modell und der Reduktion der Komplexität nicht empfehlenswert. Aus diesen Gründen wird im 
vorliegenden Modell auf die Variable Modernisierungsgrad verzichtet.205 





). Hinzukommend wurde der Effekt regionaler Kontrollvariablen überprüft.206 
Hierfür wurde im Datensatz jedes Länderjahr einer Region zugewiesen. Deren Erklärungsstärke 
wurde in Zwischenmodellen anhand von Dummy-Variablen für Osteuropa, Asien, Afrika, Latein-
amerika/Karibik und den Westen geprüft 207 Lediglich die Region Lateinamerika/Karibik erzielt ei-
nen signifikanten Effekt, der außerdem stark zur Steigerung der Modellgüte beiträgt. 
Zur Interpretation des Endmodells wurden neben den grundlegenden Angaben der Korrelati-
onskoeffizienten und Gütemaßen in Tabelle 6 weiterführende Informationen zusammengestellt.
204 Vgl. Tabachnick und Fidell 2007: 91. 
205 In einem Testmodell wurde die Variable Modernisierungsgrad (UV
1
) einbezogen. Allerdings zeigte sich, dass die 
Verbesserung der Schätzung (R2) im Vergleich zum vorgestellten Modell kaum eintrat. Außerdem verlor der Grad 
der Modernisierung unter Berücksichtigung von Kontrollvariablen deutlich an Signifikanz.
206 Eine detailliertere Analyse der regionalen Kontrollvariablen erfolgt in Kapitel 5.4.4 vorgenommen. 
207 Die Zuordnung entspricht der Einteilung der Regionen der Weltbank im All-Ginis-Dataset. Vgl. World Bank 2013. 
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Tabelle 6: Standardisierte Korrelationskoeffizienten und Effektkoeffizienten des Endmodells
An den Korrelationskoeffizienten b kann abgelesen werden, dass steigende Governanceleistung 
und die Zugehörigkeit zur Region Lateinamerika/Karibik für die vorliegenden Daten einen nega-
tiven Effekt auf die Chance von Reautokratisierungen haben. Hieraus kann geschlossen werden, 
dass die Bedingungen, die zu einer Reautokratisierung führen, in dieser Region abweichend sind 
von der Referenzkategorie208. Die Variable Wachstumsraten (zentrierter Betrag) hat einen positi-
ven Effekt auf die Chance der Reautokratisierung. Dementsprechend steigt die Chance der Reau-
tokratisierungen mit zunehmender Abweichung der Wachstumsraten von den durchschnittlichen 
Wachstumsraten eines Landes.  
Die standardisierten Korrelationskoeffzienten beta zeigen an, dass der Einfluss der Governanceleis-
tung auf Reautokratisierungen am stärksten ist, während der Einfluss der Wachstumsraten (UV
2
) 
am niedrigsten ausfällt. 
Die Odds der Konstanten a geben an, wie wahrscheinlich der Eintritt einer Reautokratisie-
rung ist, wenn alle einbezogenen unabhängigen Variablen den Wert 0 annehmen. Entspre-
chend der vorgenommenen Transformationen der Variablen ist dies wie folgt zu interpretie-
ren: Die Chance einer Reautokratisierung liegt bei 97 zu 10.000, wenn in einem Länderjahr die 
Wachstumsraten (UV
2
) durchschnittlich ausfallen, die Governanceleistung 0 beträgt und das 
Land nicht zur Gruppe Lateinamerika/Karibik gehört.  Die Veränderung der Chance aufgrund 
der Veränderung der unabhängigen Variablen um eine Einheit kann anhand der angegebe-
nen Odds Ratios berechnet werden. Hieraus erschließt sich, dass in einem nicht-lateinamerika-
208 Eine detailliertere Analyse der regionalen Kontrollvariablen erfolgt in Kapitel 5.4.4 vorgenommen.
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nischen Land mit durchschnittlichen Wachstumsraten die geschätzte Chance eine Reautokrati-
sierung bei etwa 1 zu 43.419 liegt, wenn die höchste beobachte Governanceleistung von 2,23209 
 vorliegt. Betrachtet man demgegenüber den Effekt einer hohen Abweichung 
des Wachstums von den durchschnittlichen Wachstumsraten, steigt die Chan-
ce der Reautokratisierung. Die höchste beobachtete Abweichung liegt bei 251,19 %.210 
 Würde in diesem Fall die Governanceleistung bei 0 liegen und das Land nicht der Region 
Lateinamerika und der Karibik angehören, läge die im Modell geschätzte Chance einer 
Reautokratisierung bei 10 zu 139. 
Auf Basis des Endmodells können somit zwei der ursprünglichen fünf Hypothesen bestätigt wer-
den. Mit steigender Governanceleistung sinkt die Chance von Reautokratisierungen deutlich (siehe 
Hypothese H
5
). Mit zunehmender Abweichung der Wachstumsraten von den durchschnittlichen 
Wachstumsraten steigt die Wahrscheinlichkeit von Reautokratisierungen (siehe Hypothese H
2
) 
5.3  Untersuchung von Sonderfällen
Die Ergebnisse der Regressionsanalyse haben abstrakten Modellcharakter. Es konnten zwar signi-
fikante Korrelationen identifiziert werden, allerdings haben diese noch wenig Aussagekraft über 
die Fälle selbst. Daher werden im Folgenden auffällige Kovariatenmuster identifiziert und vergli-
chen. Hierbei geht es insbesondere um Länderjahre, welche einen besonderen Einfluss auf die 
Schätzung der Regressionsfunktion nehmen und Länder, welche durch empirische Häufigkeit von 
Reautokratisierungen auffällig sind.
5.3.1 Ausreißer und einflussreiche Fälle
Zunächst ist die Betrachtung von Ausreißern von Interesse. Diese werden anhand der Werte der Re-
siduen und des Leverage identifiziert. Hohe Residuen treten in Fällen auf, die eine hohe Abweichung 
des beobachteten Wertes von dem durch das Modell erwarteten Wert aufweisen. Es bezeichnet 
also die Variabilität des Datensatzes, die nicht durch das Modell erklärt werden kann. Leverage be-
zeichnet die sogenannte Hebelwirkung einzelner Fälle. Hierbei handelt es sich um Beobachtungen, 
die eine große Entfernung zu den durchschnittlichen Ausprägungen der Variablen aufweisen.211
209 Diese Governanceleistung liegt in Dänemark 2007 vor. Hierbei muss aber beachtet werden, dass die berechnete 
Chance nicht auf Dänemark angewendet werden können, da zu Veranschaulichungszwecken die Abweichung der 
Wachstumsraten auf 0 gesetzt wurde. Die Berechnung der Chance erfolg auf Basis der Multiplikation der Odds mit 
der Odds Ratio der entsprechenden Variable und deren Ausprägung als Potenz der Odds Ratio .
210 Dieser Wert liegt für Serbien im Jahr 2005 vor. Mit einem proKopf BIP von 2.528,12 US$ wurde eine relative Steige-
rung um 205,47% im Vergleich zum Wert des Jahres 2000 erreicht. Zentriert auf den Wachstumsmedian Serbiens 
entspricht dies einer Abweichung von 251,19 %.
211 Vgl. Tabachnick und Fidell 2007: 128.
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Abbildung 3: Residuen-versus-Leverage Plot für das Endmodell
Für die Identifikation einflussreicher Fällen ist nicht allein die Höhe einer der Parameter relevant, 
sondern auch deren Kombination. Haben Beobachtungen sowohl einen hohen Leverage als auch 
hohe Residuen nehmen die Kovariatenmuster dieser Länderjahre einen starken Einfluss auf die Re-
gressionsfunktion. Ein Ausschluss dieser Länderjahre würde die Schätzung des Modells deutlich 
verändern, sollte aber nur vorgenommen werden, sofern begründete Zweifel an der Zuverlässig-
keit der Daten vorliegen, da ansonsten wiederum die Gefahr der Überanpassung des Regressions-
modells besteht. Diese einflussreichen Fälle können grafisch anhand eines Residuen-versus-Leve-
rage-Plots identifiziert werden (Abbildung 3). Zur Interpretationshilfe wird hier anhand der roten 
durchgehenden Linie die geschätzte Regressionsfunktion abgebildet. Hinzukommend ist der Gren-
zwert der Cooks-Entfernung anhand der gestrichelten Linien angezeigt. Diese gibt die Stärke des 
Einflusses einer Variable auf die Regressionsfunktion an. Ab einer Überschreitung der markier-
ten Grenzwerte ist diese bedenklich.212 In der Grafik wurden drei Datenpunkte mit der laufenden 
Nummer des Länderjahres markiert, da diese Fälle einen vergleichsweise hohen Einfluss haben. 
In Tabelle 7 werden detaillierte Informationen zu Fällen angezeigt, welche besonders hohe Resi-
duen und/oder Leverage haben. Hierbei wird deutlich, dass die Residuen für Fälle hoch sind, in 
denen Reautokratisierungen eingetreten sind. Bezugnehmend auf die Verteilung der Residuen in 
Abbildung 3, wird hier oberhalb des Cluster der Mehrheit der Fälle eine weitere Fallansammlung 
in etwa parallel zu der Cooks-Entfernung deutlich. Durch die Kovariatenmuster der Fälle mit ho-
hen Residuen kann  vermutet werden, dass Reautokratisierungen im Modell grundsätzlich als Nor-
mabweichung gewertet werden. Dies wird durch die Seltenheit des Ereignisses bedingt. 
212 Vgl. Tabachnick und Fidell 2007: 75.
Kristin Eichhorn: Determinanten von Reautokratisierungen 57
Hohen Leverage haben demgegenüber Fälle, in denen die Reautokratisierung ausgeblieben ist, 
trotz starker Abweichungen vom durchschnittlichen Wachstum. Auffällig hierbei ist insbesonde-
re die Ukraine durch ausbleibende Reautokratisierung bei gleichzeitig sehr stark abweichenden 
Wachstumsraten von den durchschnittlichen Wachstumsraten in zwei aufeinanderfolgenden Län-
derjahren. Für die Erklärung der Varianz dieser Fälle sind die berücksichtigten Variablen der Re-
gressionsanalyse nicht ausreichend. 
Tabelle 7: Residuen und Leverage der Ausreißer
Die grafisch identifizierten einflussreichen Fälle werden im dritten Teil der Tabelle aufgeführt. In 
den drei Fällen ist jeweils eine Reautokratisierung aufgetreten, jedoch unter stark unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen. In Georgien 2008 (Fallnummer 471) trat die Reautokratisierung in ei-
nem Länderjahr mit einer Abweichung von 167,33 % von den durchschnittlichen Wachstumsraten 
ein. Auch in Venezuela 2008 (Fallnummer 1.358) ist eine Reautokratisierung in einem Länderjahr 
mit starker Abweichung des Wachstums von den mittleren Wachstumsraten eingetreten. Aller-
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dings lag hier die Governanceleistung im negativen Bereich. Besonders hervorstechend ist das 
Kovariatenmuster von Haiti im Jahr 2000 (Fallnummer 557). Es liegt nur eine sehr schwache Ab-
weichung der Wachstumsraten von den mittleren Wachstumsraten vor, die Governanceleistung 
ist allerdings sehr niedrig. 
5.3.2 Wiederholte Reautokratisierungen im Untersuchungszeitraum 
Eine weitere Besonderheit sind Länder in denen Reautokratisierungen wiederholt auftraten (siehe 
Anhang 4). Obwohl Reautokratisierungen ein äußerst seltenes Ereignis sind, treten sie in einigen 
Ländern während des Untersuchungszeitraumes von 18 Jahren zweimal auf. Dies betrifft Georgi-
en (2003 und 2008), Guinea Bissau (2003213 und 2010), Niger (1996 und 2009), die Zentralafrikani-
sche Republik (2001 und 2008) und Haiti (2000 und 2010).
Tabelle 8: Gruppenbetrachtung der Mittelwerte der signifikanten metrischen Variablen214 
Aufgrund der ohnehin geringen Zahl der Reautokratisierungen (AV=1) wäre eine gesonderte Re-
gressionsanalyse dieser Fälle, beziehungsweise eine weitere Kategorisierung der AV methodisch 
nicht möglich. Die Identifikation eventueller Gruppenunterschiede erfordert also eine andere me-
thodische Herangehensweise. Hierfür wird im Folgenden nicht mehr nach Land und Zeitpunkt des 
Eintritts von Reautokratisierungen unterschieden (Länderjahre), sondern die Länder werden grup-
piert nach Anzahl der Reautokratisierungen. Der genaue Zeitpunkt der Reautokratisierung im Un-
tersuchungszeitraum bleibt hierbei unberücksichtigt. In 74 Ländern (1.150 Länderjahren) trat kei-
ne und in 23 Ländern (202 Länderjahre) trat eine Reautokratisierung auf. In den fünf aufgezählten 
213 Das Länderjahr 2003 für Guinea Bissau konnte nicht in die logistische Regressionsanalyse einbezogen werden, da 
in den UVen nur unzureichende Daten vorlagen. 
214 Die Varianz der entsprechenden Variablen wird für die Ländergruppen anhand von Boxplots im Anhang 6 gra-
fisch dargestellt. 
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Ländern (30 Länderjahre) traten zwei Reautokratisierungen auf. Ob zwischen diesen Ländergrup-
pen strukturelle Unterschiede vorliegen, wird in Tabelle 8 anhand der Mittelwerte der signifikan-
ten, metrischen unabhängigen Variablen dargestellt.
Der Modernisierungsgrad (UV
1
) wird hier mit Blick auf die signifikanten Ergebnisse im sozio-öko-
nomischen Modell berücksichtigt. In Ländern, die im Untersuchungszeitraum nicht reautokrati-
siert wurden, liegt der durchschnittliche Modernisierungsgrad etwa 22 Punkte über den Ländern 
einmaliger Reautokratisierung und 32 Punkte über den Ländern zweimaliger Reautokratisierung. 
Berücksichtigt man hinzukommend in der Gruppe der zweimaligen Reautokratisierung den Me-
dian des Modernisierungsgrades wird deutlich, dass in dieser Gruppe die Verteilung linksschief 
ist und einige Ausreißer mit einem vergleichsweise hohen Modernisierungsgrad den Mittelwert 
nach oben ziehen. Im Datensatz wird ersichtlich, dass es sich hierbei um Georgien handelt. Hier 
lag der HDI während des Untersuchungszeitraumes zwischen 68,8 und 73,0 und somit deutlich 
über dem Modernisierungsgrad der verbleibenden Länder der Gruppe. 
Der Unterschied der Abweichung der Wachstumsraten vom mittleren Wachstum (UV
2
) ist in Län-
dern ohne Reutokratisierungen und Ländern einmaliger Reautokratisierung gering. Auffällig sind 
allerdings wiederum die Länder mit zweimaliger Reautokratisierung. Diese haben im Schnitt deut-
lich höhere Abweichungen von den mittleren Wachstumsraten. 
Während die durchschnittliche Governanceleistung in Ländern ohne Reautokratisierung im posi-
tiven Bereich liegt ist sie in Ländern mit Reautokratisierungen im negativen Bereich. Hierbei wird 
auch deutlich, dass in Ländern zweimaliger Reautokratisierungen im Schnitt eine schlechtere Go-
vernanceleistung vorliegt, als in Länder mit einmaliger Reautokratisierung.
Unabhängig vom Zeitpunkt des Eintritts einer Reautokratisierung zeigt sich also, dass die Länder 
in denen Reautokratisierungen ein- oder zweimal auftraten generell schlechtere Governanceleis-
tung erbringen, einen niedrigeren Grad der Modernisierung aufweisen und die Wachstumsraten 
stärkeren Schwankungen ausgesetzt sind. 
5.4 Problembetrachtung und offene Fragen
Im begrenzten Rahmen der vorliegenden Masterarbeit konnte nur ein grober Eindruck über die 
Tiefe der Fragestellung nach den Determinanten von Reautokratisierungen vermittelt werden. 
Drei von fünf aufgestellten Hypothesen konnten aufgrund insignifikanter Effekte weder angenom-
men noch verworfen werden. Somit können die Ergebnisse als Ausgangspunkt einer Vielzahl wei-
terführender Fragen gewertet werden. Im Folgenden wird eine kritische Betrachtung der Opera-
tionalisierung der unabhängigen Variablen vorgenommen und insignifikante Effekte diskutiert.  
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5.4.1 Zentrierung und Betrag der Wachstumsraten
Obwohl für die Abweichung der Wachstumsraten von den mittleren Wachstumsraten innerhalb 
eines Landes ein signifikanter Effekt gefunden wurde, gilt es, diese Operationalisierung aus me-
thodischer Sicht zu überprüfen. Verwendet werden die auf den Ländermedian zentrierten Fünf-
jahreswachstumsraten des pro-Kopf Bruttoinlandsproduktes im Betrag. Diese Operationalisierung 
wurde gewählt, um den Einfluss wirtschaftlicher Krisenzeiten und extremer Wachstumsraten glei-
chermaßen einzubeziehen. Eine Zentrierung auf den Median aller Daten wurde nicht durchgeführt, 
da sich die mittleren Wachstumsraten zwischen den Ländern deutlich unterscheiden. 
Die Ländermediane der Fünfjahreswachstumsraten des pro-Kopf BIP werden in Anhang 7 tabella-
risch aufgelistet. Der Median aller Wachstumsraten liegt bei 32,82 %. Würde dieser Wert generell 
zur Zentrierung aller Länderjahre genutzt, käme es zu einer Verzerrung der Daten. Länder in der 
linken Tabellenspalte haben tendenziell niedrigeres Wachstum. Hier würden Wachstumsraten, die 
für das Land durchschnittlich sind, relativ zum globalen Median als Krise klassifiziert. Demgegen-
über haben Länder der rechten Tabellenspalte tendenziell sehr hohe Wachstumsraten. Hochkon-
junkturphasen in diesen Ländern (relativ zum Ländermedian) würden durch die Zentrierung auf 
den globalen Median verstärkt werden. Durch die Zentrierung der Daten der Länderjahre auf den 
Median des entsprechenden Landes können länderspezifische Besonderheiten der Wachstums-
raten berücksichtigt werden. 
Nachteil dieser Herangehensweise ist allerdings die Zeitspanne der Zentrierung. Der Median wur-
de für jedes Land über den Untersuchungszeitraum gebildet. Kritisch hierbei ist, dass zukünftige 
Werte für die Einordnung der Wachstumsraten genutzt wurden. Idealerweise würde jeweils die 
Zentrierung auf den Median der Wachstumsraten der vorherigen zehn Jahre vorgenommen wer-
den. Dies hätte aber zur Folge, dass für die Untersuchung bestimmter Länderjahre Daten aus den 
vorherigen 15 Jahren vorliegen müssen.215 Neugegründete Länder würden die ersten 15 Jahre 
nach ihrer Entstehung aus der Untersuchung ausgeschlossen sein. Länder die als Folge des Zu-
sammenbruches der Sowjetunion entstanden sind, hätten somit beispielsweise erst ab etwa 2005 
in die Untersuchung einbezogen werden können. Diese Verzerrung der Untersuchungseinheiten 
wurde schwerwiegender gewertet als die Bedenken an der vorgenommenen Operationalisierung. 
Zur Abschwächung der Bedenken an der Operationalisierung wurde des Weiteren der Median zur 
Zentrierung verwendet. Hierdurch wird der Effekt von äußerst starken oder schwachen Wachs-
tumsphasen abgeschwächt. 
 
215 Für die Zentrierung auf den Median würden zehn Wachstumsraten über fünf Jahre benötigt werden, die vor dem 
ersten Untersuchungsjahr liegen. Für die Berechnung der ersten Wachstumsrate dieser Gruppe würden Daten wei-
tere 5 Jahre benötigt.
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Abbildung 4: Verteilung der zentrierten Wachstumsraten im globalen Vergleich
An diese Art der Operationalisierung schließen potenzielle Nachfolgefragen an. Verwendet wur-
den hier Fünfjahreswachstumsraten, wodurch für mittelfristige Zeiträume die Hypothese H
3
 be-
stätigt werden konnte. Ob dies auch für lang- oder kurzfristige Veränderungen des Bruttoinland-
sproduktes gilt, kann hier nicht beantwortet werden. Hinzukommend wurde durch die Zentrierung 
auf den Ländermedian der Fokus auf landesspezifische Besonderheiten gelegt. Weltwirtschaftli-
che Veränderungen werden nicht berücksichtig. Abbildung 4 zeigt die Verteilung der zentrierten 
Wachstumsraten (ohne Betragsbildung) in jedem Jahr des Untersuchungszeitraumes anhand von 
Boxplots. Es wird deutlich, dass in  der Gesamtpopulation in den Jahren 2007 und 2008 tendenzi-
ell eher überdurchschnittliches Wachstum vorlag. In den Jahren 2000 bis 2002 lag demgegenüber 
eher unterdurchschnittliches Wachstum vor. Es müsste also geprüft werden, inwieweit globale Ent-
wicklungen in der Operationalisierung einbezogen werden können. Vorstellbar wäre beispiels-
weise eine Standardisierung der Daten für die Länder und Zentrierung auf den globalen Median. 
Da in der Grafik die Wachstumsraten ohne den Betrag angegeben werden, ist außerdem ersicht-
lich, dass stark unterdurchschnittliche Wachstumsraten (Krisen) seltener vorkommen als stark über-
durchschnittliche Wachstumsraten. Ob Krisen einen stärkeren oder schwächeren Effekt auf die 
Chance von Reautokratisierungen haben als Wirtschaftbooms kann weder anhand der Ergebnis-
se der Regressionsanalyse noch anhand der Abbildungen beantwortet werden. Einen ersten Ein-
druck in dieser Richtung verschafft die Betrachtung der Häufigkeiten der Reautokratisierungen in 
einer Gruppierung216 der Daten (siehe Tabelle 9). Der u-förmige Zusammenhang wird in der Be-
216 Die Gruppierung wurde anhand der Quartile vorgenommen. Für das zentrierte Wachstum liegen diese bei:        
-21.13 %; 0,223 % und 27,38 %.
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trachtung der Häufigkeitsverteilung ersichtlich, sollte aber durch eine Erweiterung der Fallzahl 
validiert werden. 
Tabelle 9: Kategorisierung der Wachstumsraten und Häufigkeitsverteilung von 
Reautokratisierungen
5.4.2 Insignifikanz der Einkommensverteilung
Die Einkommensverteilung (UV
3
), welche anhand des Gini-Koeffizienten operationalisiert wurde, 
erreichte in der logistischen Regressionsanalyse keine signifikanten Ergebnisse. Dementsprechend 
ist für das vorliegende Modell kein Zusammenhang zwischen der Einkommensverteilung und der 
Chance von Reautokratisierungen nachweisbar. Bevor aber die Hypothese H
3
 gänzlich verworfen 
wird, sollte die gewählte Operationalisierung sowie der Validität der Daten überprüft werden. 
In der logistischen Regressionsanalyse wurde die Einkommensverteilung als metrische Variable 
aufgenommen und ein linearer Zusammenhang zwischen zunehmender Konzentration des Ein-
kommens und Wahrscheinlichkeit von Reautokratisierungen vermutet. Alternativ kann eine Ka-
tegorisierung der metrischen Variable vorgenommen werden. 
In Tabelle 10 werden die Häufigkeiten von Reautokratisierungen entsprechend einer Kategori-
sierung der Einkommensverteilung entlang der Quartilsgrenzen dargestellt.217 In den Gruppen 
der hohen und mittleren Diffusion des Einkommens wurden Reautokratisierungen seltener be-
obachtet als in den Gruppen der mittleren und höheren Konzentration des Einkommens. Hierbei 
217 Anhand von Quartilen können die Daten in gleich große Gruppen (Interquartilsbereiche) geviertelt werden. Für den 
GiniKoeffizienten liegen die Quartile im Datensatz wie folgt: Das erste Quartil, welches hohe Diffusion von mittlerer 
Diffusion trennt liegt bei einem GiniKoeffizienten von 31,67. Das zweite Quartil (Median) liegt bei 37,00. Das dritte 
Quartil liegt bei 47,11.
Kristin Eichhorn: Determinanten von Reautokratisierungen 63
zeigt sich auch, dass die Annahme eines linearen Zusammenhangs fehlgeleitet war, da Reauto-
kratisierungen am häufigsten in der Gruppe der mittleren Einkommenskonzentration waren. In 
der Überprüfung, um welche Länder es sich hierbei handelt, wird deutlich, dass in der Gruppe 
der hohen Konzentration insbesondere lateinamerikanische und afrikanische Länderjahre 
verzeichnet werden (siehe Abbildung 5). Dementsprechend sollten Interaktionseffekte 
zwischen Einkommensverteilung und der regionalen Zugehörigkeit zu Lateinamerika/
Karibik und Afrika überprüft werden. Dieser Umstand gibt auch weitere Anhaltspunkte in der 
Interpretierbarkeit der Signifikanz der Kontrollvariable Lateinamerika/Karibik. Eine Validierung 
des nichtlinearen Zusammenhanges könnte durch eine Kategorisierung der Variable in der 
Regressionsanalyse sowie eine Erweiterung des Untersuchungszeitraumes erwirkt werden.218 
 
218 In der vorliegenden Arbeit wurden die Einkommensverteilung nicht als kategoriale Variable umcodiert, da zur Be-
rücksichtigung dieser weitere DummyVariablen (für jede Kategorie einer) aufgenommen werden müssten und so-
mit Überanpassung einträte. Daher sollte außerdem eine Ausweitung des Untersuchungszeitraumes und somit 
Steigerung der Fallzahl durchgeführt werden.
Tabelle 10: Gruppierung der Einkommensverteilung und Reautokratisierungen
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Abbildung 5: Länder und Anzahl der Länderjahre der hohen Konzentration des Einkommens
Diese Ergebnisse sind nicht als grundsätzliche Widerlegung des Machtdispersionsansatzes zu in-
terpretieren. In diesem wird Einkommen nur als eine von mehreren Machtressourcen betrachtet. 
Das Modell kann daher nur eingeschränkte Aussagen über den Machtdispersionsansatz, der bei-
spielsweise auch Zugang zu Bildung oder Grundeigentum berücksichtigt, machen. Hinzukom-
mend legt Vanhanen den Fokus auf die Machtdispersion zwischen gesellschaftlichen Gruppen. 
Der Gini-Koeffizient bezieht sich allerdings auf die individuelle Verteilung und berücksichtigt 
nicht die Einkommensverteilung zwischen gesellschaftlichen Gruppen: 
“The Gini index, while very useful in the study of inequality, does have the limitation 
that the measure is sensitive to individual-based differences and may not be respon-
sive to class-based stratification.”219
Neben dieser Unzulänglichkeit des Gini-Koeffizienten selbst, müssen außerdem Bedenken an der 
Reliabilität der Daten einbezogen werden. Für fehlende Werte wurde ein Trendwert berechnet, so-
fern ein Anfangs- und Endwert vorlagen. Diese berechneten Trendwerte führen zu einer eventuel-
len Glättung der Daten, in der die mögliche Volatilität des Gini-Koeffizienten vernachlässigt wird. 
219 Liao 2006: 222.
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5.4.3 Insignifikanz des Regierungstyps
Für den Regierungstyp, welcher anhand von zwei Dummy-Variablen operationalisiert wurde, konn-
ten keine signifikanten Effekte gefunden werden. Auch hier lohnt sich ein Blick auf die Häufig-
keitsverteilung. In Tabelle 11 werden die Häufigkeiten von Reautokratisierungen für die einzelnen 
Regierungstypen gezeigt. Hierbei wird insbesondere deutlich, dass die Fallzahl der Reautokrati-
sierungen in den einzelnen Untergruppen sehr gering ist. Die Insignifikanz könnte eventuell da-
rauf zurückgeführt werden. 
In der Tabellenanalyse ist ersichtlich, dass in semipräsidentiellen Regierungssystemen überdurch-
schnittlich häufig Reautokratisierungen beobachtet wurden. In parlamentarischen Systemen hin-
gegen kamen sie unterdurchschnittlich häufig vor. Dies entspräche somit den Annahmen von Linz. 
Tabelle 11: Verteilung der Reautokratisierungen auf Regierungssysteme
5.4.4 Kontrollvariablen: Regionen und Zeitpunkt der ersten Demokratisierung
Im Endmodell der Regressionsanalyse wurde neben den signifikanten Variablen der grundlegen-
den Modelle als Kontrollvariable ein Dummy für die Region Lateinamerika/Karibik aufgenommen. 
Nur für diese regionale Einheit konnte ein signifikanter Effekt erzielt werden. Überprüft wurden 
außerdem die Regionen Asien, Afrika, Osteuropa und Westen. Die Häufigkeitsverteilung von Re-
autokratisierungen in diesen Regionen wird in Tabelle 12 dargestellt. 
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Tabelle 12: Häufigkeit von Reautokratisierungen in regionalen Gruppen
Die regionale Gruppenzuweisung wurde auf Basis der Einteilung der Weltbank vorgenommen.220 
Diese Zuweisung hat allerdings Nachteile in der Anwendung in der Untersuchung von Demokra-
tisierungen. Bei der Einteilung wurden südeuropäische Länder, die erst nach 1974 demokratisiert 
wurden, in die Gruppe Westen gelegt. Insbesondere mit Blick auf die Untersuchungen der Dauer 
der demokratischen Phase und den Zusammenhang mit der Stabilität von Demokratien erscheint 
dies unzufriedenstellend. 
In einer Vielzahl empirischer Studien wurde ein Zusammenhang zwischen Alter der Demokratie 
und deren Stabilität gefunden.221 Aus Tabelle 13 wird ersichtlich, dass im vorliegenden Datensatz 
Reautokratisierungen in Ländern, die erstmals nach 1974 demokratisiert wurden, deutlich häufi-
ger beobachtet wurden als in Ländern, welche vor 1974 erstmals demokratisiert wurden. Daher 
sollte überprüft werden, ob die regionale Klassifikation in Abhängigkeit des Zeitpunktes der ers-
ten Demokratisierung gesetzt werden kann und hierdurch die Effekte verbessert werden können. 
Im vorliegenden Datenumfang wären solche Modellschätzungen jedoch unzuverlässig, da für die 
jeweiligen Kovariatenmuster nur sehr wenige Fälle vorliegen.
220 Vgl. World Bank 2013. 
221 U.a. Svolik 2008; Erdmann 2011; Kapstein und Converse 2008a.
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Tabelle 13: Zeitpunkt der ersten Demokratisierung222
222 Der Zeitpunkt der ersten Demokratisierung wurde anhand der Zuordnung der ersten beiden Demokratisierungs-
wellen von Huntington vorgenommen. Vgl. Huntington 1993: 15f.
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6. Fazit
In der vorliegenden Arbeit wurde eine Konzeptspezifikation von Reautokratisierungen vorgenom-
men und deren Auftreten und Ausbleiben empirisch überprüft. Hierbei wurde die Fragestellung, 
warum in einigen Ländern Reautokratisierungen eintreten und in anderen nicht, quantitativ un-
tersucht. 
Zunächst wurde durch die Generierung von Länderjahren sowohl Zeitpunkt als auch Land einer 
Reautokratisierung betrachtet. Hierbei konnten signifikante Korrelationen mit der Abweichung 
der mittelfristigen Wachstumsraten von den mittleren landesspezifischen Wachstumsraten sowie 
der Governanceleistung gefunden werden. In einer Überprüfung dieser Effekte und Rückführung 
auf die Länder wurde außerdem festgestellt, dass dies auch auf die Häufigkeit des Auftretens von 
Reautokratisierungen in Ländern zutrifft. 
In der Bewertung der Bedeutung der Ergebnisse der Regressionsanalyse sollten allerdings eini-
ge Einschränkungen berücksichtigt werden. Erstens werden anhand der Regressionsanalyse Kor-
relationen überprüft. Diese mit Kausalitäten gleichzusetzen ist ein Trugschluss, wie insbesondere 
die Sonderfällen verdeutlichen. Zweitens sind diese Ergebnisse nicht notwendigerweise geeig-
net, um zukünftige Ereignisse vorherzusagen, da vergangene Korrelationen nicht die gleichen Er-
gebnisse in der Zukunft bringen müssen. Allerdings können sie in der Einordung von Zusammen-
hängen behilflich sein. 
Durch die Regressionsanalyse konnte nur für einen Teil der aufgestellten Hypothesen Ergebnisse 
erzielt werden. Es wurde aber gezeigt, dass die insignifikanten Effekte nicht gänzlich eine Verwer-
fung der Hypothesen nach sich ziehen sollte, sondern möglicherweise durch die geringe Fallzahl 
der Reautokratisierungen bedingt wird. Eine Validierung der Ergebnisse wäre durch eine Auswei-
tung des Untersuchungszeitraumes und die hieraus resultierende Vergrößerung der Fallzahl mög-
lich. Dies war im Rahmen der vorliegenden Masterarbeit und der Begrenzung der vorliegenden 
Daten nicht möglich. 
Während in dem vorherigen Kapitel bereits offene Fragen bezüglich der unabhängigen Variablen 
thematisiert wurden, soll hier erneut ein Blick auf die Konzeptspezifikation der Reautokratisierun-
gen geworfen werden. Es wurde als Ausgangspunkt eine minimalistische Konzeption der Demo-
kratie gewählt. Hierdurch können nur Systemwechsel, nicht aber der Verlust demokratischer Qua-
lität nachgezeichnet werden. In der Analyse hat sich gezeigt, dass trotz dieser starken Reduktion 
der Realität signifikante Effekte bestimmt werden konnten. Hierbei gilt es allerdings zu hinterfra-
gen, ob es sich um genuine Bedingungsfaktoren der Reautokratisierung handelt, oder vielmehr 
mit ebendiesen Faktoren auch der Zusammenbruch von Autokratien – also Demokratisierungen 
– erklärt werden könnte. Wäre dies der Fall, dann können die Bedingungsfaktoren als generelle 
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Indikatoren für Instabilität gewertet werden, nicht aber im Spezifischen für Reautokratisierungen. 
Im Rahmen des Forschungsdesigns konnten länderspezifische Besonderheiten kaum berücksich-
tigt werden. Ausnahmen bilden hierbei die experimentelle Operationalisierung der Wachstums-
raten (vgl. Kapitel 5.4.1) sowie die Betrachtungen der länderspezifischen Mittelwerte der unab-
hängigen Variablen in Kapitel 5.3.2. Jedes Land und jedes Länderjahr besitzt historische, regionale 
und kulturelle Besonderheiten. Trotz der Vernachlässigung dieser haben die Ergebnisse signifi-
kante Implikationen für das Verständnis von Reautokratisierungen und demokratischer Stabilität.
„Political democracy exists and has existed in a variety of circumstances, even if it is 
most commonly sustained by a limited cluster of conditions. To understand more ful-
ly the various condition under which it has existed may make possible the develop-
ment of democracy elsewhere.“223
 Lipset sieht in dem Verständnis dieser Bedingungsfaktoren relevante Informationen für die Her-
stellung von Demokratien. In der vorliegenden Arbeit wurde Fokus auf den Zusammenbruch von 
Demokratien gelegt. Diese beinhalten gleichzeitig Informationen über die Bedingungsfaktoren 
der Konsolidierung und ausbleibender Stabilisierung von Demokratien. Somit sind die Ergebnis-
se im Weiteren für die Optimierung der externen Demokratieförderung verwertbar.
 
223  Lipset 1959:103.
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7. Anhang
Anhang 1: Übersicht der aufgestellten Hypothesen
Hypothese H
1




: Je stärker die wirtschaftlichen Wachstumsraten von den durchschnittlichen Wachs-
tumsraten abweichen, desto wahrscheinlicher sind Reautokratisierungen. 
Hypothese H
3
: Je höher die Konzentration des Einkommens, desto höher ist die Wahrscheinlich-
keit einer Reautokratisierung.  
Hypothese H
4
: In parlamentarischen Regierungssystemen ist eine Reautokratisierung unwahr-
scheinlicher als in präsidentiellen und semi-präsidentiellen Regierungssystemen.
Hypothese H
5
: Je höher die wahrgenommene Governance-Leistung, desto unwahrscheinlicher sind 
Reautokratisierungen.
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Anhang 2: Korrelationsmatrix der ausgewählten Governance-Dimensionen
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Anhang 4: Übersicht der berücksichtigten Länderjahre
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Anhang 5: Grafische und Darstellung der Varianz der metrischen unabhängigen Variablen
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Anhang 6: Varianz der Variablen Modernisierungsgrad, Governanceleistung und Abweichung von 
durchschnittlichen Wachstumsraten in den Ländergruppen
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Anhang 7: Ländermediane der Fünfjahres-Wachstumsraten der pro-Kopf BIP
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